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      Editorial

      Können Sie sich vorstellen, mehr auszugeben, als Sie haben? 

      Können Sie Tag für Tag, Woche für Woche, Monat für Monat, Jahr für Jahr drei mal so viel auszugeben, wie Ihnen zur Verfügung steht? Der „durchschnittliche Deutsche“ macht genau das: Er verbraucht drei mal so viel Ressourcen wie jedem Menschen auf der Erde bei gerechter, das heißt gleichmäßiger Verteilung zur Verfügung steht. Dass 2015 knapp 6 Millionen Kleinkinder vor allem an Hunger gestorben sind, ist „Risiko und Nebenwirkung“ unseres Lebensstils. Täglich sterben über 20.000 Menschen an Hunger (http://www.worldometers.info/de/). Doch das ist nicht alles: Die gesamte Menschheit, zur Zeit etwa 7,5 Mrd. Menschen, verbraucht 1,7 mal so viel Ressourcen, wie die Erde insgesamt zur Verfügung stellen kann. Raubbau an zukünftigen Generationen. Der Tag im Jahr, an dem die jährliche Belastungsgrenze der Erde erreicht wird, hat sich vom 31.12. im Jahr 1985 zum 8.8. in diesem Jahr verschoben. Wir wissen, dass wir umsteuern müssen, aber wir tun es nicht. Und wir, die Ökologische Plattform, haben bisher nicht erreicht, dass DIE LINKE als Gesamtpartei die Umweltproblematik ernst nimmt und sie in den nächsten zwei Jahren auf die Tagesordnung eines Bundesparteitages setzt (S. 2). Uns geht es nicht um kluge Papiere oder Konferenzen, sondern um reale Umweltpolitik, die als Querschnittsthema alle anderen Politikfelder durchzieht. Uns reicht auch nicht irgendein Dokument, selbst wenn es internationale Bedeutung hat, wie z.B. die Pariser Klimaschutzvereinbarung, sondern tatsächliche Veränderung. Doch eine neue Studie der Berliner HTW1 zeigt: „Das EEG 2016 konterkariert das Klimaabkommen von Paris. Deutschland braucht 100 Prozent erneuerbare Energien bis 2040, den Kohleausstieg bis 2030 und raschen Ausbau von Langzeitspeichern.“ Bisher betreibt die Menschheit kollektiv „Selbstverbrennung“2.

      „Wissen, Aktion, Strategie – Für eine solidarische Welt“ – das war das Thema der diesjährigen attac-Sommerakademie (S. 4), in der unter anderem die Frage diskutiert wurde: „Was tun angesichts einer neoliberalen Entwicklung, die zu immer mehr Naturzerstörung und Verelendung führt?“ In der vorliegenden Tarantel stellen wir aus dem Spektrum der Sommerakademie sehr unterschiedliche Ansätze für die Lösung der Umweltprobleme vor: von einem systemkonformen CO2-Steuer-Konzept („Vom Wissen zum Tun“) über Texte einer szenischen Lesung („Sozial-ökologisch - bloß wie?“), in der eine mittelfristige Zukunftsvision entworfen wird, bis zum ökosozialistischen Ziel („Ökosozialistisches Netzwerk...“). Systemkonform sind auch die Vorschläge zur „Ökoroutine“. 

      Die hier vorgestellte Spannweite soll in erster Linie anregen, phantasievoll eigene Ideen zu entwickeln und ihre Umsetzung zu versuchen. Phantasie ist gefragt, weil wir viel zu oft Neues verwerfen, weil wir von vornherein glauben: Es geht (aus diesem oder jenem Grund) sowieso nicht. Wenn sich in dem Dargestellten teilweise widersprüchliche Vorstellungen finden, streben wir keine theoretische Antwort auf die Fragen an: Wer hat Recht? Oder: Was ist der richtige Weg? Wichtig ist uns, Anregungen zu geben, um die Probleme praktisch anzugehen, denn erstens drängt die Zeit, zweitens zeigt nur der praktische Versuch, was möglich ist – und was nicht –, drittens entstehen neue Möglichkeiten nur durch konkrete Veränderungen. Vor allem aber entwickeln wir uns durch gemeinsame Aktionen selbst weiter. Natürlich können die ersten Schritte nur innerhalb des kapitalistischen Wirtschaftssystems gegangen werden, aber sie müssen immer auch zur emanzipatorischen Weiterentwicklung der Menschen führen und globale Gerechtigkeit schaffen. 

      Der Kampf gegen CETA, TTIP und TISA ist ein Beispiel. 

      Die Redaktion

    

    
      Den sozial-ökologischen Umbau mit Leben füllen

      8,6% - so lautete das Ergebnis der letzten Bundestagswahl 2013 für DIE LINKE, wodurch die Partei aufgrund der Großen Koalition die Oppositionsführerschaft erreichte. Dieses Resultat gilt es im nächsten Jahr zu verteidigen und möglichst zu verbessern. Nicht, weil eine möglichst große parlamentarische Fraktion für eine Partei ein Wert an sich ist oder wir möglichst viele Genoss*innen versorgt sehen wollen, sondern weil durch eine starke parlamentarische Vertretung deutlich werden würde, dass DIE LINKE gut im Volk verankert ist und auch die Forderungen der außerparlamentarischen Opposition besser in die Parlamente tragen kann.

      Im Vergleich mit den anderen Oppositionsparteien wird deutlich, dass aktuell Steigerungsmöglichkeiten für die DIE LINKE vorhanden sind: die FDP liegt bei 5-7% (Bundestagswahl 2013: 4,8%), die Grünen bei 12-14% (8,4%) und die AfD bei 9-12% (4,7%). DIE LINKE erreicht gegenwärtig in Umfragen 8-9,5% (die 11,5% von INSA/YouGov ist eher als positiver Ausreißer zu werten). Diese Stagnation oder allenfalls sehr leichte Steigerung sollte nicht zu Katastrophenmeldungen oder zu einer Überlegung einer völligen Neuausrichtung der Programmatik führen. DIE LINKE darf sich als gut aufgestellt betrachten, aber umgekehrt sollte dies auch kein Anlass sein, sich zufrieden zurückzulehnen. Dies auch deshalb nicht, da es kein Zweifel gibt, dass die Große Koalition aus linker Sicht politisch angreifbar ist und es genügend Argumente gibt, dass wir von dieser verfehlten Politik eigentlich stärker profitieren müssten.

      Im Februar dieses Jahres veröffentlichte die Bundestagsfraktion eine Umfrage, welche Themen die Wähler*innen der Linken gegenwärtig am meisten bewegen würden: nach der Flüchtlingsproblematik mit 38% wurde mit 30% Klima- und Umweltschutz als zweitwichtigstes Thema genannt. Deutlich vor der sozialen Gerechtigkeit mit 19% auf Platz 3. Diese Bedeutung des Themas Klima- und Umweltschutzes für unsere Wähler*innen findet in der aktuellen Politik der Partei aber leider keinen bzw. nur unzureichenden Ausdruck.

      Dies bedeutet natürlich nicht, dass sich die Ökolog*innen in unserer Partei ein mehr als Klima- und Umweltschutz und ein weniger an sozialer Gerechtigkeit wünschen. Der Weg der Grünen ist in vielen Bereichen, darunter auch in dem der Ökologie, nicht der unsere. Umweltschutz, den sich nur Reiche leisten können, ist nicht nachhaltig, denn es wird immer politischen Druck geben, diesen Umweltschutz wieder zu verringern – und dies zu Recht. Der Begriff sozial-ökologischer Umbau ist kein Schlagwort sondern Programmatik.

      „Immer mehr Menschen lehnen den ungehemmten Kapitalismus ab und wollen eine Gesellschaft der Freiheit, der sozialen Gleichheit und Gerechtigkeit und der Solidarität. Gemeinsam mit ihnen will DIE LINKE für eine demokratische, soziale und ökologische Gesellschaft kämpfen, für den demokratischen Sozialismus.“ So steht es im Programm, in dem folgende Grundideen verknüpft werden:

      
        	
          „Individuelle Freiheit und Entfaltung der Persönlichkeit für jede und jeden durch sozial gleiche Teilhabe an den Bedingungen eines selbstbestimmten Lebens und Solidarität – das gilt uns als erste Leitidee einer solidarischen Gesellschaft. Darin ist die Dominanz des Profits überwunden, und verlässliche und gute Lebensbedingungen für alle sind das Ziel des Wirtschaftens.

        

        	
          Unterordnung der Wirtschaft unter die solidarische Entwicklung und den Erhalt der Natur – das betrachten wir als zweite Leitidee. Sie erfordert einen sozialökologischen Umbau zu nachhaltiger Entwicklung anstelle profitorientierten Wachstums.

        

        	
          Die Verwirklichung dieser beiden Dimensionen ist ein längerer emanzipatorischer Prozess, in dem die Vorherrschaft des Kapitals durch demokratische, soziale und ökologische Kräfte überwunden wird und die Gesellschaft des demokratischen Sozialismus entsteht.“

        

      

      Diese gut formulierten Aussagen von 2011 sind heute aktueller denn je. Doch in den fünf Jahren wurde die soziale Schere in Deutschland weiter geöffnet, von sozialer Gleichheit, Gerechtigkeit und gleicher Teilhabe ist nicht mehr, sondern weniger zu spüren, die Steigerung des Profits ist uneingeschränktes Wirtschaftsziel. Der Klimawandel, der schon bald große Teile der Menschheit bedroht, hat sich weiter beschleunigt. Seine gefährlichen Kipppunkte, nach deren Überschreitung weitere, noch größere Gefahren drohen, rücken immer näher. Die Vermüllung der Ozeane und das Absterben der Korallenbänke mit dem größten Unterwasser-Artenreichtum nehmen zu usw. usf.. Entscheidende Ursache sind die Wirtschafts- und Lebensweise der Industriestaaten und Schwellenländer – also unsere. Hier müssen Änderungen vorgenommen werden.

      Ausdruck des angestrebten sozial-ökologischen Umbaus ist der „Plan B“, den Sozial- und Umweltpolitiker*innen unserer Bundestagsfraktion schon in der letzten Legislaturperiode erarbeitet haben. Dieser Plan B ist 2012 beschlossen worden und war ein Meilenstein für unsere Partei. Leider ist dem seither nicht viel gefolgt und der Plan B in Öffentlichkeit, sogar bei vielen umweltpolitisch interessierten Menschen oder sogar Umweltorganisationen noch viel zu wenig bekannt. DIE LINKE ist gefordert, ein deutliches Zeichen zu setzen, wie wichtig ihr dieses Themenfeld ist.

      Dies auch weil die Selbstdarstellung der Linken in den Wahlkämpfen trotz guter Wahlaussagen auf ökologischem Gebiet seit Jahren unzureichend ist, wie die Ökologische Plattform schon seit Jahren kritisiert. Doch Papier ist geduldig und eine Verschärfung der ökologischen Probleme lässt uns immer weniger Zeit zum Handeln.

      Ein wesentlicher Grund dafür, dass viel zu wenig Bürger*innen Umweltpolitik mit DER LINKEN verbinden, ist auch, dass sich der sozial-ökologische Umbau vor allem in der brandenburgischen Regierungswirklichkeit nicht widerspiegelt. Das SPD-Landwirtschaftsministerium genehmigt eine Tierfabrik nach der anderen, DIE LINKE „kann nichts dagegen tun“ und Brandenburg ist auf dem Weg zu „Deutschlands größtem Saustall“ – mit gravierenden Auswirkungen auf das Klima. Dagegen diffamiert DIE LINKE im Brandenburger Landtag den zivilen Ungehorsam ökologischer Kräfte, die gegen Klimawandel und Kohleabbau kämpfen, als „Gewalt und Nötigung“. Muss der „längere emanzipatorische Prozess“ als Emanzipation der „demokratischen, sozialen und ökologischen Kräfte“ von den Parteien – einschließlich DIE LINKE (!) – verstanden werden? Gilt für die Brandenburger verantwortlichen GenossInnen nicht das Programm: „Ein politischer Richtungswechsel lässt sich nicht allein auf parlamentarischer Ebene durchsetzen. Er kann nur gelingen in einem Wechselspiel politischer Auseinandersetzungen im außerparlamentarischen und im parlamentarischen Bereich.“ Oder gilt für sie: Wechselspiel nur nach unseren Regeln?

      Um dem offensichtlichen Widerspruch zwischen programmatischen Versprechen und „Realpolitik“ abzuhelfen und die ökologische Frage in den Fokus der gesamten Partei zu rücken, hat die Ökologische Plattform beim Magdeburger Parteitag beantragt, dass sich der nächste Parteitag mit den ökologischen Fragen beschäftigt und „weitere Schritte einer ökologischen und sozialen Politik DER LINKEN in Deutschland und der EU“ festlegt. Das hat der Vorstand am 30.4.16 abgelehnt. Begründung: Keine Zeit.

      Die Ökologische Plattform hat daraufhin einen Änderungsantrag eingebracht mit der Forderung, diese Frage „auf einem der nächsten Parteitage, spätestens aber bis Ende 2018“ zu behandeln. Am 21.5.2016 hat der Vorstand auch die Änderung mehrheitlich abgelehnt. Schließlich fand der Parteitag für die Behandlung des Änderungsantrages (wie auch vieler anderer) keine Zeit und überwies ihn an den neu gewählten Vorstand. Dieser hat sich auf seiner Klausurtagung am 2./3.7.16 mit den Schwerpunkten der politischen Arbeit DER LINKEN für die nächsten 2 Jahre befasst und das Enddatum von 2018 auf 2019 verschoben, so dass der Beschluss nun vollständig lautet:

      „Um die Wortschöpfung "sozial-ökologischer Umbau" auch auf ökologischem Gebiet mit Inhalt zu erfüllen, wird für einen der nächsten Parteitage, spätestens aber bis Ende 2019, ein besonderer Tagesordnungspunkt mit dem Ziel vorbereitet,

      
        	
          den allgemein bedrohlichen Zustand der Umwelt und die Auswirkung auf das Leben auf der Erde zu analysieren,

        

        	
          Möglichkeiten zu untersuchen, wie die globale ökologische Katastrophe verhindert werden kann und

        

        	
          weitere Schritte einer ökologischen und sozialen Politik DER LINKEN in Deutschland und der EU festzulegen.“

        

      

      Die Ökologische Plattform begrüßt, dass dieser Beschluss nun in seinem wesentlichen Teil verabschiedet worden ist, wird aber weiter Druck machen, dass es „einer der nächsten Parteitage“ sein wird, auf dem der sozial-ökologische Umbau behandelt wird und eben nicht erst Ende 2019. Denn die Zeit drängt.

      Es kann nicht sein, dass die Parteitage 2017 und 2018 bereits jetzt soweit festgelegt sind, dass klar ist: Sie sind wichtiger als Menschheitsfragen! Welche Themen könnten dies sein? Oder sind die Programmaussagen zum sozial-ökologischen Umbau nur Beruhigungspillen für ökologisch engagierte Menschen?

      Gegenwärtig wird wieder die rot-rot-grüne Perspektive auf Bundesebene diskutiert. Sie ist dringend notwendig, um das schwarz-rote Desaster zu beenden und emanzipative Möglichkeiten zu eröffnen. Gemeinsamkeiten existieren, doch die potentiellen „Partner“ verlangen schon mal vorsorglich von DER LINKEN in vielen Bereichen „eine realistischere Politik“ Was aber bedeutet Rot-Rot-Grün für den angestrebten sozial-ökologischen Umbau? Auf den ersten Blick wären starke ökologische Positionen DER LINKEN durchaus passfähig, vor allem zu den Grünen. Doch im LINKEN Programm steht: „Eine ökologisch nachhaltige Entwicklung steht im Widerspruch zur kapitalistischen Wachstumslogik. Die ökologische Frage ist zugleich eine ökonomische, soziale und kulturelle – eine Systemfrage.“ Das ist der Punkt und das sollte unbedingt im Zusammenhang mit dem Bundestags-Wahlprogramm diskutiert werden. Die ökologische Frage radikal zu stellen, die Ursachen der Umweltprobleme zu bekämpfen, heißt die Wirtschaftsordnung in Frage zu stellen. So weit gehen die Gemeinsamkeiten mit SPD und Grünen wohl doch nicht. Ist die Verschiebung des Themas auf 2019 ein vorgezogenes Bauernopfer für eine mögliche Regierungsbeteiligung?

      Wir fordern den Parteivorstand auf, das Parteiprogramm umzusetzen und den sozial-ökologischen Umbau der Gesellschaft in seiner Gesamtheit voranzutreiben, andernfalls bleibt er ein Traum, und die Linke macht sich überflüssig.

      Ökologische Plattform
bundesweiter Zusammenschluss bei DER LINKEN

    

    
      Schwerpunkt

      Attac-Sommerakademie 2016

      Wolfgang Borchardt

      Vom 3. bis zum 7.8. fand in Düsseldorf die attac-Sommerakademie 2016 mit 500 Teilnehmern statt. In früheren Jahren waren es auch schon mal 700. Das Programm mit Seminaren, Workshops, Foren, Kulturveranstaltungen und Aktion hatte ein sehr breites Themenspektrum und war so voll, dass es bislang schwer fiel, sich für das eine oder andere zu entscheiden. Das galt auch für den Themenbereich Ökologie mit den Schwerpunkten Klimagerechtigkeit und Ökologische Transformation. So fanden gleichzeitig folgende Workshops statt: „Gründung eines Netzwerkes Ökosozialismus“, „Beitrag und Rechte indigener Völker im Wald- und Klimaschutz am Beispiel Palmöl“, „EU Emissionshandel - Profite für größte Verschmutzer statt Beitrag zum Klimaschutz“, „Gemeingutökonomie als Transformationsstrategie – vom Finanz- zum Solidarkapital“ und „Vom Wissen zum Tun – Zwei Wege für einen erfolgreichen Klimaschutz“. Dadurch war es leider nicht möglich, widersprüchliche Auffassungen zwischen den Referenten/Moderatoren zu diskutieren oder gar zu klären.

      Ich habe zeitweilig an dem Workshop zur Gründung des Netzwerks teilgenommen. Das vorgeschlagene Selbstverständnis des Netzwerkes (siehe S. XXX) wurde akzeptiert und organisatorische Schritte zu seiner Gründung beschlossen. Die Ökologische Plattform, die ihr ökosozialistisches Manifest (siehe https://www.oekologische-plattform.de/?p=5623) bereits am 16.9.2006 verabschiedet hat, wird darin mitwirken. Unser Anliegen ist es, die Wirksamkeit der ökologischen Kräfte und Aktivitäten durch Vernetzung ohne großen zusätzlichen organisatorischen Aufwand zu erhöhen. Zu diesem Zweck habe ich angeboten, auf unserem Server eine Mailingliste für das Netzwerk einzurichten. Denkbar wären auch thematische Diskussionsforen.

      Vor allem aber beschäftigt mich schon lange die Frage, wie wir jetzt zum ökologischen Handeln kommen. Daher besuchte ich auch den von Franz Groll moderierten Workshop „Vom Wissen zum Tun ...“, in dem er sein Konzept einer CO2-Steuer (siehe S. XXX) vorstellte. Im Gegensatz zum ökosozialistischen Ansatz, der auf Systemwandel zielt, ist eine CO2-Steuer ebenso, wie die bestehende „Ökosteuer“ grundsätzlich systemkonform. Sie ist daher im Prinzip leichter einzuführen – wie leicht, das hat allerdings Gabriel im vorigen Jahr erfahren müssen…

      Über zwei Vormittage erstreckte sich das Seminar „Politische und psychologische Hindernisse gegen ein Ernstnehmen der Klimakatastrophe“. Davon erhoffte ich mir Erkenntnisse, warum wir wider besseres Wissen (können) diese Probleme ignorieren, verdrängen oder leugnen. Ich wollte wenigstens Hinweise bekommen, um ansatzweise zu verstehen, warum die Mehrheit des Bundesvorstandes DER LINKEN nicht akzeptiert hat, Umweltpolitik „spätestens 2018“ auf die Tagesordnung eines Bundesparteitages zu setzen. Der Referent Josef Berghold hat sich vor allem auf die Darstellung des Klimawandels, seiner Erkenntnis, Leugnungen und katastrophalen Folgen konzentriert. Er brachte eine Vielzahl von bedrückenden Zitaten, z.B. von George Marshall, Mitgründer und Chef der britischen Organisation Climate Outreach:

      „Jahr für Jahr werden [die] Warnungen [der Klimaforscher] immer noch klarer und ernster. Und wie es scheint, schenkt man ihnen Jahr für Jahr immer noch weniger Glauben. […] ich fürchte, dass diese Wissenschaftler in unbehaglicher Weise jener Handvoll Menschen im Jahre 1942 gleichen, die wussten, was den Juden Europas widerfuhr, die die Last dieses grauenhaften Wissens zu tragen hatten, aber darum kämpfen mussten, irgendjemanden von der Existenz eines Verbrechens von solcher Unermesslichkeit zu überzeugen.“

      oder Naomi Klein („Die Entscheidung: Kapitalismus vs. Klima“):

      „Oder wir schauen hin und machen einen Witz daraus (‚ein weiteres Zeichen der Apokalypse!‘). Was nur eine andere Art des Wegschauens ist. Oder wir schauen hin, trösten uns aber damit, dass der Mensch […] irgendein technisches Wundermittel erfinden wird […]. Oder wir schauen hin, sagen uns aber, dass wir im Augenblick Dringenderes zu tun haben, als uns um etwas so Fernes und Abstraktes zu kümmern […]. Oder wir schauen hin, sagen uns aber, wir können nichts tun, außer uns auf uns selbst zu konzentrieren. […] Oder wir schauen hin – schauen wirklich hin –, und scheinen dann alles wieder zu vergessen. […] Wir leugnen, weil wir Angst haben, dass sich alles ändern wird, wenn wir die Krise in ihrer ganzen Tragweite an uns heranlassen. Und da haben wir ganz recht. […] so zu tun, als hätten wir keine ausgewachsene Krise. Weiterhin zu leugnen, wie sehr wir uns davor fürchten. So gelangen wir Schritt für Schritt genau in die Situation, vor der wir am meisten Angst haben, der wir nicht ins Auge zu sehen wagen.“

      Berghold führte eine ganze Reihe von psychologischen Barrieren auf für den „Unwillen einer großen Mehrheit, die sich nicht ewig aufs neue mit einer lästigen Wahrheit konfrontiert sehen will“ und die „Mauer gepanzerter Abgestumpftheit“: allgemeinere Strukturen des Wahrnehmens, Denkens, Fühlens, Handelns, die sinnvolles Reagieren be-/verhindern sowie Verweigerung eines bewussten Erkennens, Ernstnehmens und Reagierens (Abwehr, Verdrängung, Verleugnung, Abspaltung). Dazu kommen im Bereich der Politik: „Machtkonstellationen, Herrschafts- und Ausbeutungsinteressen, Anreiz- und Zwangsstrukturen, die sich gegen eine angemessene Auseinandersetzung und entsprechendes Handeln sperren“. Zwischen Beidem besteht eine Wechselwirkung.

      Mächtiger psychologischer Hintergrund für die Verleugnung der Klimakatastrophe sind tief liegende Ängste: „Hilflosigkeit aufgrund der Lähmung gesellschaftspolitischen Gestalten-Wollens“; „Ängste gegenüber den für die Rettung ökologischer Lebensgrundlagen unverzichtbaren radikalen Infragestellungen und Umwälzungen unserer Zivilisation“; „Ängste gegenüber den (teilweise) realistisch wahrgenommenen Bedrohungen“ und „Ängste gegenüber den Gewissensnöten und Schuldgefühlen aufgrund der eigenen Mitverantwortung für die Klimakatastrophe“. Diese Ängste sind für die Meisten nicht zu verkraften und werden daher unterdrückt durch 

      
        	
          „Reaktionsbildung“ (= dickes Auftragen des Gegenteils vom tatsächlich unterschwellig Wahrgenommenen bzw. Gefühlten); 

        

        	
          „Identifikation mit dem Angreifer“ (= sich an die als übermächtig arrogant Wahrgenommenen „ranschmeißen“); 

        

        	
          „Abspaltung der emotionalen Betroffenheit“ (= „kosmischer Logenplatz“); 

        

        	
          „Regression“ (= infantilisierende Delegation der Verantwortung an „die da oben“) sowie 

        

        	
          „Spaltung der Wahrnehmung der Welt“ (z.B. zwischen Privatleben und globaler ökologischer Entwicklung).

        

      

      Evolutionär bedingt haben wir Menschen das grundsätzliche Problem, Entwicklungen rechtzeitig zu erkennen, die sich über längere Zeiträume erstrecken, als ein Menschenalter. Dazu kommt, dass wesentliche Aspekte der Umweltkrisen (noch) nicht sinnlich wahrnehmbar oder individuell wegen mangelnder (kognitiver) Kompetenz für die hohe Komplexität ökologischer Zusammenhänge überhaupt nicht bewertet werden können. Außerdem fehlen gesellschaftliche Anreize (Anerkennung, Erfolgserlebnis) und Kompetenzen zu umweltfreundlichem Verhalten (siehe unten: „Ökoroutine“). „Man fragt sich manchmal, was die Klimaforscher noch machen sollen, um ihre Botschaft an den Mann zu bringen. Sich vor ihren Instituten verbrennen wie buddhistische Mönche? Nackt durch Brüssel laufen?“ fragt Alex Rühle in http://www.sueddeutsche.de/leben/gesellschaft-warum-retten-wir-nicht-unsere-erde-1.542113-3. 

      Anregend war auch das Forum: "Sozial-ökologisch – bloß wie?" Es begann mit einer szenischen Lesung (siehe S. XXX) und endete mit einer angeregten Diskussion. Der versuchte Blick aus der mittleren Zukunft erinnert ein wenig an den Plan B, umfasst aber ein breiteres Themenfeld, das dafür nur angerissen wird. Hier wurde auch versucht, Probleme zu identifizieren und Ansätze für weitere Aktionen aufzuzeigen.

    

    
      Vom Wissen zum Tun

      Zwei Wege für einen erfolgreichen Klimaschutz

      Franz Groll 

      Seit 2007 ist bekannt, dass weltweit der jährliche Ausstoß von Treibhausgasen bis zum Jahr 2050 auf 2 Tonnen CO2-Äquivalent/Person reduziert werden muss. 
In Deutschland wurden im Jahr 2013 953 Millionen Tonnen ausgestoßen, das sind 11,7 Tonnen/Person. 
Der größte Teil der Treibhausgase entsteht durch den Energieverbrauch für die Stromerzeugung, den Verkehr, die Raumheizung, sowie Prozesswärme und Wasserbereitung, nämlich 813 Millionen Tonnen. Die übrigen Treibhausgase in Höhe von 140 Millionen Tonnen entstehen in den Industrieprozessen, in der Landwirtschaft und in der Abfallentsorgung (ohne die dabei eingesetzte Energie). Die Möglichkeiten zur Reduzierung dieser Emissionen sind, bei gleicher Produktionsmenge, sehr eingeschränkt. Wenn man bedenkt, dass bis zum Jahr 2050 insgesamt in Deutschland nur noch 160 Millionen Tonnen an Treibhausgasen ausgestoßen werden dürfen (bei einer Bevölkerungszahl von 80 Millionen), dann wird deutlich, vor welchem riesigen Problem wir stehen. Wir müssen uns im Klaren sein, dass das Klimaschutzziel nur mit der Umstellung auf erneuerbare Energien allein nicht erreicht werden kann, denn es wird nicht möglich sein, die gesamte heute verbrauchte Energiemenge durch klimaneutrale, erneuerbare Energien bereitzustellen. Hinzu kommt, dass bei der Produktion z.B. von Windkraftanlagen für die Verhüttung von Eisenerz und die Zementherstellung ebenfalls Treibhausgase entstehen. 
Wir stehen vor einer der größten Herausforderung der Menschheit.

      Nachdem nun in Paris bei der COP 21 beschlossen wurde, den Ausstoß der Treibhausgase so zu drosseln, dass die Erderwärmung „deutlich unter 2°C“ bleibt, sind die Anforderungen nochmals erheblich gestiegen. Die Reduzierung des Ausstoßes an Treibhausgasen muss jetzt noch schneller erfolgen! Dies ist am ehesten dann erreichbar, wenn wir die Kreativität aller Menschen nutzen und auf die Lösung des Problems konzentrieren. Es müssen alle Möglichkeiten zur Reduzierung des Ausstoßes von Treibhausgasen genutzt werden. Damit dies erreicht wird, sind zwei Voraussetzungen erforderlich:

      
        	
          Transparenz: Bei jedem Zwischen- und Endprodukt und bei jeder Dienstleistung muss bekannt sein, wie viel Treibhausgase bei der Bereitstellung entstanden sind, bzw. bei der Verwendung entstehen, so dass alle Produzenten und alle KonsumentInnen erkennen können, wie sie am effektivsten ihren Beitrag für den Klimaschutz leisten können.

        

        	
          Begrenzung (engl. „cap“): Zusätzlich wird es erforderlich sein, dass der Ausstoß an Treibhausgasen effektiv stufenweise gedeckelt wird.

        

      

      Mit einem System, das die Transparenz und die Deckelung des Treibhausgasausstoßes ermöglicht, besteht am ehesten die Möglichkeit, dass das erforderliche Klimaschutzziel noch erreicht wird. In diesem Aufsatz werden für zwei Systeme Verbesserungen vorgestellt, die in Stufen einführbar sind und die die oben aufgeführten Erfordernisse erfüllen.

      Seit 2005 ist in der EU das Emissionshandelssystem (auch „cap and trade“ genannt) eingeführt. Da dieses System bis jetzt aber so gut wie wirkungslos war, gibt es den Vorschlag, stattdessen eine CO2-Steuer einzuführen. Mit beiden Systemen wird mit den bisher praktizierten bzw. den bis jetzt vorgeschlagenen Methoden das Klimaschutzziel nicht erreicht. Bei der vorgeschlagenen CO2-Steuer gibt es weder die Transparenz noch die Deckelung. Beim Emissionshandelssystem fehlt ebenfalls die Transparenz und die prinzipiell mögliche Deckelung wird nicht genutzt. Für beide Systeme werden daher geeignete Veränderungen vorgeschlagen.

      1. Die erforderlichen Veränderungen für das Emissionshandelssystem

      Das bisher in der EU praktizierte Emissionshandelssystem hat sechs gravierende Nachteile:

      
        	
          Es erfasst nur etwa 45 % des CO2-Ausstoßes, andere Treibhausgase werden gar nicht erfasst.

        

        	
          Das System bietet keine Möglichkeit der Preistransparenz; es ist dem Produktpreis nicht anzusehen, wie stark das Produkt zum Klimawandel beiträgt.

        

        	
          Es ist für die zwangsläufig entstehenden Preissteigerungen kein sozialer Ausgleich vorgesehen.

        

        	
          Die Zertifikate sind unbegrenzt gültig, das bedeutet, dass sie auch zu Spekulationszwecken missbraucht werden können.

        

        	
          Das System kann eine angebotsreduzierende Wirkung verursachen, wenn für die Erfüllung der gesamten Nachfrage mehr Zertifikate erforderlich wären.

        

      

      Weitere Systemfehler sind:

      
        	
          die kostenlose Ausgabe der Zertifikate in viel zu großer Menge,

        

        	
          die Belohnung von Emissionsreduzierungen mit „Extra-Gratis“-Zertifikaten und 

        

        	
          die Kompensationsmöglichkeiten, die sehr häufig missbraucht werden.

        

      

      In diesem Abschnitt wird dargestellt, wie dieses System verändert werden muss, damit das Klimaschutzziel erreicht werden kann. Diese Veränderungen sollten in allen EU-Staaten oder besser weltweit eingeführt werden, die Administration des Systems soll aber in der Verantwortung der Staaten liegen.

      1.1 Die ersten Veränderungen in 4 Schritten

      
        	
          Schritt: Es müssen alle Kompensationsmöglichkeiten und die Ausgabe von Extra-Gratis-Zertifikaten für die Reduzierung von Emissionen abgeschafft werden. Es ist völlig abwegig, die Reduzierung von Emissionen zu belohnen. Auch die kostenlose Ausgabe der Emissionszertifikate (EZ) ist einzustellen. Es müssen in Zukunft Zertifikate für alle Emissionen erworben werden.

        

        	
          Schritt: Das System wird auf die Erfassung aller Treibhausgase ausgeweitet. Alle Unternehmen, die kohlenstoffhaltige Rohstoffe fördern oder importieren, müssen die dafür erforderlichen EZ erwerben. Zusätzlich müssen die Unternehmen, bei deren Produktion Treibhausgase entstehen, wie z.B. bei der Herstellung von Zement, Salpetersäure oder in der Abfallwirtschaft, die dafür erforderlichen EZ erwerben.
Die Menge an erwerbbaren EZ wird in jedem Land so reduziert, dass bis zum Jahr 2050 der geforderte Zielwert von 2 t äquivalent CO2 / Person erreicht wird.
Für Deutschland bedeutet das eine Reduzierung von über 5 % / Jahr, wenn das System im Jahr 2016 eingeführt würde. Nach dem Beschluss bei der COP21 in Paris muss die Reduzierung sogar noch schneller durchgeführt werden.
Im ersten Jahr der Einführung dieser Änderung werden die EZ zu einem festen Preis verkauft. Ab dem zweiten Jahr werden die EZ versteigert, damit ist gewährleistet, dass die Reduzierungen dort vorgenommen werden, wo es gesamtwirtschaftlich am günstigsten ist.
Einen Handel mit Zertifikaten zwischen Unternehmen gibt es nicht mehr!

        

        	
          Schritt: Die unausweichlichen Preissteigerungen, die aufgrund der erforderlichen Investitionen und der Kosten für den Erwerb der EZ entstehen, müssen für die gering verdienende Bevölkerung ausgeglichen werden, da andernfalls Menschen mit geringem Einkommen in die Armut gestürzt werden. Es wird deshalb vorgeschlagen, dass die Einnahmen aus der Versteigerung der EZ an alle BürgerInnen in gleicher Höhe ausbezahlt werden. Dadurch erhalten alle, die mit ihrem Konsum eine unterdurchschnittliche Menge an Treibhausgasen verursachen, einen Bonus.
Damit das Reduktionsziel erreicht werden kann, ist es zwingend erforderlich, dass alle Unternehmen und alle KonsumentInnen bei jedem Produkt und bei jeder Dienstleistung erkennen, wie viel Treibhausgase bei ihrer Bereitstellung entstanden sind bzw. wie hoch der EZ-Kostenanteil am Gesamtpreis ist. Deshalb beinhaltet der Vorschlag, dass in einem 

        

        	
          Schritt, die Unternehmen verpflichtet werden, den Kostenanteil für den Erwerb der EZ beim Verkaufspreis eines jeden Produktes oder einer Dienstleistung separat auszuweisen, so wie auch die MwSt. separat ausgewiesen wird.

        

      

      Die separate Ausweisung der anteiligen EZ-Kosten ermöglicht auch, dass bei der Ein- und Ausfuhr von Waren der EZ-Kostenanteil wie die MwSt. behandelt werden kann. Bei der Ausfuhr wird der EZ-Kostenanteil erstattet. Bei der Einfuhr wird der EZ-Kostenanteil in der Höhe erhoben, wie er bei der Inlandsproduktion des Produktes angefallen wäre. Dadurch haben alle Unternehmen die gleichen Chancen.

      Auswirkungen dieser Verbesserungen

      Diese vier Verbesserungen des EU-Emissionszertifikatesystems werden folgende Auswirkungen haben:

      
        	
          Mit der Erfassung aller Treibhausgase ist es möglich, die Reduzierung auf 2 t äquivalent CO2 / Person zu erreichen, ohne dass zusätzliche Vorschriften erlassen werden.

        

        	
          Durch die Rücküberweisung der Einnahmen aus der Versteigerung der EZ werden Menschen mit geringem Einkommen und unterdurchschnittlichem Konsum nicht belastet, sondern entlastet.

        

        	
          Durch die Kostentransparenz ist es möglich, dass sich alle frei entscheiden können, wie sie ihren Ausstoß der Treibhausgase reduzieren und dadurch Kosten vermeiden wollen.

        

        	
          Auch für die Unternehmen ist diese Kostentransparenz von großer Bedeutung; dadurch ersehen sie, mit welchen Maßnahmen sie den EZ-Kostenanteil am günstigsten und effektivsten reduzieren können.

        

        	
          Da bei der Verarbeitung von Rohstoffen und beim Gütertransport Treibhausgase entstehen, hat diese neue Konzeption des Systems eine umfassende Wirkung. Die Verkehrsbelastung und der Landschaftsverbrauch werden zurückgehen und es werden wartungs- und reparaturfreundliche Produkte auf den Markt kommen.

        

        	
          Die biologische Landwirtschaft wird sich durchsetzen, da sie weit weniger Lachgas produziert und durch die Humusanreicherung Kohlenstoff aus der Atmosphäre im Boden bindet und deshalb sehr viel weniger EZ ersteigern muss.

        

        	
          Durch die Investitionen in die Zukunftsfähigkeit werden zusätzliche Arbeitsplätze entstehen. Dadurch werden mögliche Arbeitsplatzverluste ausgeglichen, die dadurch entstehen, dass klimaschädliche Produkte und Dienstleistungen weniger nachgefragt werden.

        

      

      Es besteht weltweiter Konsens, dass die Klimaschutzziele unbedingt erreicht werden müssen. Wenn bei der dazu erforderlichen Reduzierung der EZ das Problem der angebotsreduzierenden und der dadurch zu erwartenden preissteigernden Wirkung kommt, muss das System grundlegend umgestaltet werden.

      1.2 Die Revolutionierung des Systems

      Wenn sich diese Situation der Angebotsreduzierung abzeichnet, dann muss das System in einem 5. Schritt revolutioniert werden, in dem die EZ nicht mehr von den Unternehmen ersteigert werden müssen. Stattdessen werden sie an alle Konsumenten in gleicher Höhe kostenlos ausgegeben, auch die öffentlichen Haushalte erhalten für ihren Konsum EZ. Die Unternehmen müssen dann die bei ihrer Produktion erforderlichen EZ an die zuständige Behörde abgeben.

      Damit die Unternehmen dazu in der Lage sind, müssen sie beim Verkauf ihrer Produkte und Dienstleistungen nicht nur Euro in Rechnung stellen, sondern auch die für die Herstellung der Produkte erforderlichen EZ. Alle beim gesamten Herstellungsprozess erforderlichen EZ werden von den KonsumentInnen mit den ihnen kostenlos zugeteilten EZ „bezahlt“. Die Zuteilung der EZ kann monatlich oder quartalsweise erfolgen. Die Emissionszertifikate haben dann die Funktion einer parallelen Währung. Da die Ausgabe der EZ an die KonsumentInnen ebenfalls von Jahr zu Jahr reduziert wird, kann damit der Ausstoß der Treibhausgase ebenso reduziert werden, nur mit dem Unterschied, dass es keine angebotsreduzierende und dadurch preissteigernde Wirkung hat, sondern eine Nachfrage reduzierende und dadurch eher preisstabilisierende Wirkung. KonsumentInnen, die weniger EZ benötigen, als sie erhalten, können die überschüssigen EZ an diejenigen verkaufen, die für ihren Konsum mehr EZ benötigen, als sie zugeteilt bekommen. Der EZ-Transfer wird von der EZ-Ausgabestelle in Zusammenarbeit mit den Banken abgewickelt. Es können nur private Haushalte am EZ-Transfer teilnehmen. Für Menschen mit geringem EZ-Bedarf hat dieses System die Wirkung eines bescheidenen Grundeinkommens.

      Erforderliche Vorbereitungsmaßnahmen

      Für die Einführung dieses 5. Schrittes sind vier vorbereitende Maßnahmen erforderlich:

      
        	
          Die Banken müssen zu den Giro-Konten ihrer Kunden Parallel-Konten für die EZ einführen, die Überweisungsformulare sind zu erweitern, so dass auch der EZ-Betrag eingetragen werden kann und die EC- und Kreditkarten sind entsprechend zu ergänzen.

        

        	
          Das Verfahren der Rückerstattung der Einnahmen aus der Versteigerung der EZ muss auf die Auszahlung der EZ umgestellt werden. Dies ist eine Vereinfachung, da sich die Beträge nur noch um die geplante jährliche Reduzierung der EZ-Ausgabe verändern.

        

        	
          Für den EZ-Transfer zwischen den privaten Haushalten sind die Verfahren und technischen Einrichtungen vorzubereiten.

        

        	
          Die Unternehmen müssen die Preiskalkulation umstellen; sie müssen dann nicht mehr die anteiligen Kosten für die Ersteigerung der EZ ausweisen, sondern die anteilige Menge an EZ. Dies ist eine wesentliche Vereinfachung, da sie diese Kalkulation nur bei einem neuen Produkt, oder bei einer Produktionsumstellung einmal machen müssen.

        

      

      Nachdem diese Vorarbeiten geleistet sind, kann das System eingeführt werden.

      Auswirkungen des 5. Schrittes

      Mit dieser letzten Stufe der Veränderungen werden die Vorteile der ersten vier Schritte weiter verstärkt. Die Selbstkontrolle über die Nachhaltigkeit der Innovationen wird weiter verbessert, und es ist damit zu rechnen, dass ein ganz neues Wettbewerbsdenken entsteht. Da von Jahr zu Jahr immer weniger EZ verfügbar sind, können nur dann noch Gewinne erwirtschaftet werden, wenn Produkte mit extrem geringem Ausstoß von Treibhausgasen angeboten werden. Dadurch wird der menschliche Ehrgeiz für besondere Leistungen von der wachstumstreibenden Gewinnsteigerung zur Erzielung der Zukunftsfähigkeit umgeleitet. Außerdem ist mit einer Zunahme des Beschäftigungsniveaus zu rechnen, da für die Arbeitskräfte keine EZ „bezahlt“ werden müssen und mit ihrer Anstellung weitere EZ-Einsparungspotentiale eröffnet werden.

      2. Die CO2-Steuer mit Transparenz und Mengenbegrenzung

      Von mehreren Organisationen und auch von Regierungsvertretern wird die Einführung einer CO2-Steuer vorgeschlagen, da das in der EU eingeführte Emissionshandelssystem bis jetzt nicht erfolgreich ist. Für den Fall, dass sich dieser Vorschlag durchsetzt, schlage ich eine zweistufige Einführung des Systems vor; dabei wird die Vorstufe schon so konzipiert, dass der Übergang in die Endstufe mit wenig zusätzlichem Aufwand möglich ist. Da nicht nur das CO2 klimaschädlich ist, sondern auch Methan und Lachgas, verstehe ich „die CO2-Steuer“ als Synonym für eine Abgabe, die für den Ausstoß aller Treibhausgase entrichtet werden muss.

      2.1 Die bis jetzt vorgeschlagene CO2-Steuer als Vorstufe

      Die bis heute bekannten Vorschläge für eine CO2-Steuer sehen nur eine finanzielle Belastung des Ausstoßes von Treibhausgasen vor. Dieses System hat nur eine Lenkungsfunktion, da keine Deckelung vorgesehen ist. Diesen Vorschlag betrachte ich als Vorstufe für ein effektiveres System, das dann eingeführt werden muss, wenn sich herausstellt, dass das Klimaschutzziel ohne die Möglichkeit der Verbrauchsbeschränkung nicht erreicht wird. Damit die Umstellung auf die Endstufe möglichst einfach zu bewältigen ist, werden schon in der Vorstufe die Anforderungen für die Endstufe berücksichtigt.

      Zur Ermittlung der Höhe der CO2-Steuer legt eine regierungsunabhängige, öffentlich-rechtliche Agentur den CO2-Steuer-Hebesatz fest, der bei der Ermittlung der Abgabehöhe als Berechnungsgrundlage dient. Die CO2-Steuer-Hebesätze werden proportional zur Höhe der Klimabelastung festgelegt. Sie müssen nur für die kohlenstoffhaltigen Rohstoffe und für all die Produktionsverfahren ermittelt werden, bei denen ebenfalls klimaschädliche Gase entstehen, wie z.B. bei der Roheisenverhüttung, der Zementproduktion, bei der Produktion von Salpetersäure und der Herstellung von Kunststoffen. Etwas schwieriger ist die Ermittlung der CO2-Steuer-Hebesätze bei der Abfallentsorgung und bei der Landwirtschaft. Es kann deshalb angebracht sein, dass diese Branchen etwas später in das CO2–Steuersystem einbezogen werden.

      Die Regierung legt den Steuersatz fest, der angibt, wie viel Euro pro CO2-Steuer-Hebesatz an CO2-Steuern abzuführen sind. Es wird empfohlen, dass der Steuersatz jährlich erhöht wird, der Erhöhungsbetrag sollte aber über einen längeren Zeitraum schon im Vorhinein bekannt sein, damit sich die Unternehmen auf die Veränderungen vorbereiten können. Mit Hilfe der CO2-Steuer-Hebesätze und des von der Regierung festgesetzten Steuersatzes können die betroffenen Unternehmen und die für die Steuer zuständige Behörde die Höhe der zu entrichtenden CO2-Steuer berechnen. Die Berechnungsformel lautet: 
CO2-Steuer-Hebesatz x Steuersatz [€/Hebesatz] x verbrauchter bzw. produzierter Menge = Höhe der CO2-Steuer.

      In einem weiteren Schritt oder gleich zu Beginn der Einführung der CO2-Steuer wird von den Unternehmen verlangt, dass sie den entrichteten CO2-Steuerbetrag bei jedem Produkt oder einer Dienstleistung separat ausweisen, so wie dies bei der Mehrwertsteuer (MwSt.) praktiziert wird. Die Unternehmen berechnen selbst die anteilige Höhe der CO2-Steuer für jedes Produkt, was etwas aufwändiger ist als die Ausweisung der MwSt., da es sich dabei nicht um einen Prozentsatz der Herstellungskosten handelt. Für die Unternehmen, die keine CO2-Steuer entrichten müssen - das ist die große Mehrheit -, wird der CO2-Steuerbetrag, ähnlich wie die MwSt., ein durchlaufender Posten, der letztendlich von den KonsumentInnen getragen werden muss. Die Richtigkeit der Angaben wird bei den Betriebsprüfungen verifiziert. Der Vorteil dieser Methode ist, dass die Produzenten und die Konsumenten sehen, wie viel klimaschädliche Gase bei der Herstellung eines Produktes entstanden sind, bzw. wie hoch der anteilige CO2-Steuerbetrag war.

      Auch bei der Ein- und Ausfuhr von Waren wird die CO2-Steuer so wie die MwSt. behandelt. Bei der Ausfuhr wird der CO2-Steuerbetrag erstattet und bei der Einfuhr wird ein CO2-Steuerbetrag in der Höhe erhoben, wie er bei der Inlandsproduktion des Produktes angefallen wäre. Hierzu müssen von der zuständigen Behörde Steuertabellen erstellt werden. Durch dieses Grenzausgleichsverfahren könnte die CO2-Steuer auch nur national eingeführt werden. Dies ist deshalb wichtig, weil dieses System ohne diesen Grenzausgleich nur dann eingeführt werden könnte, wenn es zumindest in der gesamten EU oder gar weltweit eingeführt wird. Im letzteren Fall würde das System mit großer Wahrscheinlichkeit viel zu spät realisiert.

      Die Preissteigerungen, die durch die CO2-Steuer und die erforderlichen Investitionen zur Reduzierung des Ausstoßes der Treibhausgase entstehen, erfordern einen sozialen Ausgleich für Menschen mit geringeren Einkommen. Dazu gibt es den Vorschlag, dass die Einnahmen aus der CO2-Steuer an alle Bürger*innen in gleicher Höhe ausbezahlt werden. Dadurch erhalten all diejenigen, deren Konsum unter dem Durchschnitt liegt und die klimabewusst  konsumieren, einen Bonus, da für sie die Rückerstattung höher ist, als sie wegen der CO2-Steuer zusätzliche Ausgaben hatten. Dagegen müssen diejenigen, die mit ihrem Konsum einen überdurchschnittlich hohen Ausstoß klimaschädlicher Gase verursachen, mehr bezahlen, als sie per Steuerrückerstattung bekommen. Dies ist ein gerechter sozialer Ausgleich, denn wegen des höheren Konsums eines Teils der Bevölkerung, müssen die Unternehmen höhere Investitionen tätigen, um den Ausstoß klimaschädlicher Gase zu reduzieren, was das Preisniveau insgesamt anhebt. Durch die Rückerstattung der CO2-Steuer wird bei den Menschen mit geringerem Einkommen diese Mehrbelastung kompensiert. Allerdings mildert dieses Verfahren die Wirkung der CO2-Steuer etwas ab. 
Es sind aber auch andere sozialen Ausgleichsmaßnahmen denkbar, wie z.B. eine Erhöhung der unteren Lohngruppen, durch zusätzliche Sozialleistungen oder durch die Einführung von Freibeträgen bei den Sozialabgaben der ArbeitnehmerInnen.

      Es ist zu erwarten, dass die CO2-Steuer zu einer beträchtlichen Reduzierung des Ausstoßes klimaschädlicher Gase führt. Da aber die CO2-Steuer nur eine Lenkungsfunktion ausüben kann, ist damit zu rechnen, dass die erforderliche Reduzierung des Ausstoßes der Treibhausgase, die für das Ziel, die Erderwärmung auf „deutlich unter 2°C“ zu begrenzen, nicht erreicht wird, weil es keine Möglichkeit der Deckelung gibt. Aus diesem Grund wurde eine effektivere Methode erarbeitet, die dann, wenn es erforderlich wird, eingeführt werden kann.

      2.2 Die CO2-Steuer mit Begrenzung der Menge des Treibhausgasausstoßes

      Die Umstellung von der Vorstufe der CO2-Steuer zur CO2-Steuer mit Mengenbegrenzung als Endstufe verläuft relativ einfach, da alle erforderlichen Informationen durch die Festlegung der CO2-Steuer-Hebesatzes schon bekannt sind. Auch bei den Unternehmen müssen keine neuen Kalkulationen durchgeführt werden. Die CO2-Steuer wird dann von den Unternehmen nicht mehr in Euro bezahlt, sondern sie müssen entsprechend der Höhe der festgelegten CO2-Steuer-Hebesätze Emissionszertifikate (EZ) abführen. Das Verfahren entspricht dann genau dem Vorschlag, wie er in diesem Aufsatz im Abschnitt „1.2 Die Revolutionierung des Systems“ beschrieben wurde. Die EZ werden auch in diesem System an alle Konsumenten verteilt und die Unternehmen stellen nicht nur Euros in Rechnung sondern auch die anteilige Menge an EZ, die abgeführt werden mussten. Die EZ haben die Wirkung einer parallelen Währung. Auch die Vorbereitungen für die Einführung dieser letzten Stufe sind identisch, ebenso die Möglichkeit des Verkaufs überschüssiger EZ an andere KonsumentInnen.

      Bewertung der beiden Systeme

      Die Wirksamkeit für den Klimaschutz ist bei beiden Systemen nach der Einführung der letzten Stufe identisch. Unsicher ist, welches der beiden Systeme in den vorausgehenden Einführungsschritten wirkungsvoller ist. Die Auswahl eines der beiden Systeme richtet sich daher vor allem nach der schnelleren und einfacheren Realisierbarkeit. Da das EU-Emissionshandelssystem bereits seit elf Jahren eingeführt ist und die Verbesserungen in mehreren Schritten erfolgen können, wird es vermutlich eher möglich sein, das etablierte EU-System zu verbessern, als die Einführung des ganz neuen CO2-Steuersystems. Dies müssen aber die Regierungen entscheiden.

    

    
      "Sozial-ökologisch - bloß wie?"
Die Kohle war nur der Anfang... 

      12 Textbausteine für einen Rückblick aus der mittleren Zukunft (2030) 
von Achim Heier

      Nachhaltig  - Postwachstum  - Degrowth  – Grüner Sozialismus  – Wie wollen wir leben? 

      12 Textbausteine einer szenischen Lesung, die ein Szenario aus einer anderen, mittleren Zukunft entwerfen. Könnte so um 2030 sein. Mit Glück früher. Ein Szenario, in dem sich die Gesellschaft auf den Weg gemacht hat zu mehr ÖKO, angefangen mit erfolgreichem Kohleausstieg. Auf den Weg gemacht zu mehr GERECHT, angefangen mit ...? Ein Weg mit mit vielen Konflikten…
Eine Anregung, die Fäden zu entwirren oder aber zu knüpfen.... 

      1.

      „Leben nach der Kohle. Für die Bergleute war das letztlich am einfachsten. Klar, Einige konn­ten sich nichts anderes vorstellen als im Berg zu arbeiten nach dem Motto „Einmal Kohle – im­mer Kohle“, so wie es ihnen die IG BCE immer vorgequatscht hatte. Aber das waren Wenige. Die Meisten hat erst mal die Einführung der Grundsicherung beruhigt. Und dann die Entschei­dung, dass alle Beschäftigten bei Schließung der Zeche ihr Netto unbegrenzt weiter bekom­men, wenn sie sich an dem Bürgerprozess „Leben nach der Kohle“ beteiligen. Das war nicht nur Alibi-Laberei, da stand Geld zur Neuansiedlung und Ausbau von Daseinsvorsorge zur Verfü­gung, bezahlt aus Reichensteuer und von Vattenfall, Steag, RWE und Konsorten. Und erste Er­gebnisse waren schnell sichtbar.“

      2.

      „Dass in die Kindergärten und Altenbetreuung mehr Geld rein muss, haben alle eingesehen, weil sie ja selbst Kinder im Kindergarten oder Eltern im Altenheim hatten, und wussten, wie be­schissen die Situation da war. So waren nach paar Jahren etliche Bergleute Altenpfleger oder Erzieher, gut ausgebildet, angemessen bezahlt. Und die sozialen Dienste hatten endlich ihren Namen verdient. 

      Was das Gewerbe angeht: Etliche Biohöfe sind entstanden, nachdem die Subventionen von großen Agrarindustriellen auf kleinere Höfe umgestellt wurden. Bei regenerativen Energien, Wartung und Neuentwicklung sind neue Arbeitsplätze entstanden. Und die neuen Textil-Cluster – Anbau und Verarbeitung von heimischen Fasern bis zum fertigen Hemd – das läuft auch gut an.“

      3.

      „Du darfst aber nicht vergessen, der Lebensstandard nach altem Bemessen ist gesunken. Handwerklich hergestellte Produkte sind arbeitsintensiver, also teurer, wenn du Arbeit ange­messen bezahlst. Da haben manche geschluckt, die immer nur im 1-€-Shop unterwegs waren. Billigfleisch für 4 € gibt es auch nicht mehr, die Tiere werden vernünftig ernährt und das kostet. Sowieso wird mehr vegetarisch gegessen.

      Durch gesunde Ernährung sind die Gesundheitskosten natürlich gesunken. Die Einsparung konnten die Krankenkassen aber erst einige Jahre später in Euro berechnen. Da haben alle ge­staunt, wie viel Geld das war. Dann ging es aber gleich los. Wohin mit dem gesparten Geld? Noch mehr Gesundheitsvorsorge oder zum Konsumieren verteilen, wie manche fanden. Heftiger Streit. Ja, Demokratie ist keine Puppenstube.“

      4.

      „Einige wollten anfangs Basisdemokratie für alles. So wie vor 80 Jahren mal in Jugoslawien. Es hat sich schnell gezeigt, dass uns das überfordert. Mehr als ein - zwei Versammlungen in der Woche im Stadtteil-, Wohn-, Betriebs-, Nutzerkomitee kannst du keinem zumuten. Und dass die das Sagen haben, die soviel Zeit und dickes Fell haben, überall hinzugehen – das kann es auch nicht sein. Da sind wir schrittweise doch zum Delegiertenprinzip zurückgekehrt und haben die Leute für etwas länger gewählt. Und was soll wo entschieden werden? Keine Eisenbahn durch unsern Stadtteil? Da hört's aber auf mit der direkten Demokratie, wenn die nicht echte Argumente ha­ben. So dezentral wie möglich, ja gut, aber was das heißt, muss immer wieder ausgehandelt werden. Ist oft nervig, fängst oft von vorn an mit der Debatte.“

      5.

      „Mit den billigen Klamotten von „Kick“ war auch nichts mehr. „Think Global“ - Wir haben ja ge­merkt, dass wir nicht nur auf uns gucken können, wenn wir nachhaltig und gerecht sein wol­len. Bei den Klamotten ging es erst mal um gerechten Lohn für die NäherInnen in Asien. Wurde bei uns natürlich alles teurer. Schluck. Dann kam die Frage auf: Muss das denn alles da unten produziert werden, wegen CO2 beim Transport, einseitigen Strukturen und so. Das war das Stichwort „Regionalisierung“. Nicht alles, aber da sind dann z.B. diese Flachsfelder hier daraus geworden, wo man Leinen produziert mitsamt den Spinnereien und Nähereien. Die Leute konnten jetzt sehen, was für Arbeit da drin steckt, haben die Klamotten auch nicht mehr so ein­fach weggeschmissen. Also weniger Müll. Und es wurde mehr auf die Klamotten geachtet, weil sie jetzt teurer waren.“

      6.

      „Ökologischer Fußabdruck, ist so 'ne Sache. Unser Fußabdruck hier in Europa ist kleiner gewor­den über die Jahre. Aber in Afrika z.B. wollten manche genau den Elektroschrott noch kriegen, worauf wir schon wieder verzichtet haben. Da zu sagen: Eigenes Auto macht auch nicht glück­lich, überzeugt nicht wirklich, wenn du nie eins gehabt hast. Also hat es dort noch eine nach­holende Entwicklung im schlechteren Sinne mit viel „Schrott“ gegeben. Was die Klimabilanz schwer belastet hat und immer noch tut . Weil dort natürlich viel mehr Menschen leben als bei uns. Manche Klimaschützer hier bei uns sind deswegen auf die Palme gegangen und wollten strengere Regeln. Aber „Am westlichen Wesen soll die Welt genesen“ ist eben nicht mehr. Weltweit ist Nachhaltigkeit ein längerer und schwieriger Prozess.“ 

      7.

      „Das Gemeinwesen funktioniert jetzt wirklich bürgernah und ist gut ausgebaut. Kein Gerangel mehr um zu wenig Geld. Öffentliche Dienste, kommunale Krankenhäuser , schnell erreichbar. Alles unter Bürgerbeteiligung. War nicht immer leicht. Als die Krankenkassen zu einer Einzigen zusammengeschlossen wurden (so wie bei der Rentenversicherung auch), kam das zuerst nicht gut an bei den Beschäftigten der bestehenden Krankenkassen. Die kannten ja nur: Fusion heißt Abbau von Arbeitsplätzen. Musste ja aber nicht mehr sein. Es ging ja nicht um Konkurrenz oder feindliche Übernahme. Die Beschäftigten konnten sich jetzt nach Bedarf woanders einsetzen lassen. Ein Teil ist in die neuen Stadtteilbüros der Krankenkasse gegangen und macht dort di­rekt Beratung für die Versicherten. Finden die meisten viel lebensnäher als ihren öden Verwal­tungsjob vorher.“

      8.

      „Ich fühle mich in meiner persönlichen Initiative eingeengt. War früher in einem Start-Up im Forschungsbereich, hab Geldgeber überzeugt von meiner Idee und dann ging es los. Das nenne ich Fortschritt. Heute ist das viel komplizierter. Muss erst durch so viele Gremien, viele entschei­den mit, die gar keine Ahnung haben. Damit es keine Fehlinvestitionen gibt. Man kann auch übervorsichtig sein, Fehlinvestitionen hat's immer gegeben, der Markt hat's dann bereinigt, aber der Markt ist ja verpönt heutzutage. Gibt aber schon unter der Hand ein Netz von Leuten, die was entwickeln ohne Genehmigung. Wenn das spruchreif ist, gibt es natürlich Ärger. Aber ob sich die Gesellschaft leisten kann, nützliche Dinge zu verbieten, bloß weil sie nicht politi­cally correct entwickelt wurden, mal sehen.“

      9.

      „Das mit den Autos ist eine harte Nuss. Mal eben nicht mit dem Auto zum Bäcker oder nicht ins Nachbardorf, wenn gerade kein Bus fährt, haben noch nicht alle eingesehen. Deswegen kom­men kollektive Verkehrsmittel schwerer in Gang als von manchen geträumt. Ein Drittel der Pri­vat-PKWs von 2015 fährt noch. Aber anders 'rum: Die Dreckschleudern und Spritfresser sind weg, da gibt’s strenge Normen, das reduziert Schadstoffe. Es gibt viel weniger Lastwagen, seit regio­naler produziert wird. Und Carsharing klappt auch super. Und je besser kollektive Sammel­ruftaxis, Bus- und Zugverbindungen funktionieren, umso weniger Individualverkehr brauchst du. Mit den angepassten Apps, mit denen die Leute schnell auf'm Smartphone checken kön­nen, wie sie am schnellsten irgendwo hinkommen , klappt das schon super. Und der Renner sind natürlich E-Bikes und E-Cityroller. Mit denen kommst du in der Stadt schnell überall hin und die Jugendlichen auf'm Dorf auch in die nächste Disko.“

      10.

      „Nur auf regenerative Energien umstellen, war natürlich kurzsichtig. Als der Verbrauch gleich blieb, wurden immer mehr Windräder gebaut. Da gab es irgendwann Widerstand, mit Recht, es wurden einfach zu viele und Landschaftsschutz kam zu kurz. Da haben die Leute gemerkt, dass sie weniger und effizienter Energie verbrauchen müssen und vieles auch ohne Strom geht. Die Zahl der Elektrohaushaltsgeräte wurde um die Hälfte reduziert, für die andere Hälfte gibt’s strenge Produktionsauflagen. Erst Gemaule, aber nach paar Jahren hat den Scheiß keiner mehr vermisst. 

      Schwierig ist es mit der Offshore-Windenergie. Da scheint der Schaden größer als Nutzen.

      Hohe Wartungskosten, die Gründung im Meeresboden hält nicht wie erhofft, die Belastung von Vögeln und Fischen ist grenzwertig. Es gibt zur Zeit eine öffentlichen Abwägung, ob Offshore eingestellt wird. In drei Jahren soll entschieden sein, unter Beteiligung aller Interessengruppen.“

      11.

      „Produkte aus Erdöl ersetzen – gar nicht so einfach. Synthetikfasern, Wasch- und Reinigungsmittel, wasserdichte Behälter jeder Größe, Medikamenten und Kosmetika, überall war Erdöl drin. In­zwischen wird wieder mehr von dem Material genutzt, was auch vor dem Erdöl verwendet wurde, also Porzellan, Holz oder Glas, Papiertüten, Stoffbeutel. Aber das allein reicht ja nicht, es leben ja heute dreimal so viel Menschen auf der Erde wie vor 150 Jahren und das mit mehr Bedürfnis­sen.

      In Kunststoffen und bei Fasern wird Erdöl heute durch Abfällen aus Biomasse ersetzt, da hat gezielte Forschung viel gebracht. War aber ein heftiger Streit, weil viele Leute Kunststoffe ganz abschaffen wollten nach dem Motto: Zurück zur Natur. Aber natürliche Stoffe wie Holz, Baumwolle und so brauchen viel Anbaufläche und die ist begrenzt. Für gesunde Lebensmittel braucht's ja auch Platz. Und besser als Alufolie ist sauber hergestellte Plastikfolie allemal. Wenn sie gut abbaubar ist und nicht jahrhundertelang als Müll 'rumdümpelt. Wir haben gelernt, „künstliche“ und natürliche Stoffe differenzierter zu sehen. Aber letztlich hilft immer: Weniger verbrauchen.“

      12.

      „Freizeit hat sich auch verändert. Nicht mehr mal eben irgendwohin in die Sonne jetten, war für manche hart. Die persönlichen CO2-Emissionsmarken haben viele nicht eingesehen, da wurde getrickst und betrogen. Aber inzwischen kaum noch ein Thema. Heute machen viele Urlaub mit Fahrrad oder Wandern und wirken nicht unglücklicher. So schlecht kann das wohl nicht sein. 

      Die Riesen-Mega-Events, Konzerte im Stadion mit 100.000 Leuten, das war schon megageil, sich 100.000 Watt um die Ohren pusten zu lassen. Wird heute auch stark eingeschränkt, wegen der Klimabilanz. Dafür werden heute kleinere Konzerte in andere Orte live übertragen und mit den neuen Video-Sound-Systemen fühlst du dich wie live vor Ort. Beim Fußball hat sich die FIFA und das ganze perverse Geschäft ja selbst zerlegt. War gut für den Neuaufbau. Heute verdient ein Fussballprofi nicht mehr als eine Krankenpflegerin. Das finden die meisten gut und pilgern weiter ins Stadion. Fußballgucken ist aber nicht mehr Ersatz für eigenes Leben. 

      Die Leute leben irgendwie mehr selbst.“

      Fundstücke zur Diskussion:

      Aus: Rolf Schwendter: Produktionseinheit Föhrenwald – 
Eine Reportage aus dem Jahre 2043 
in: Arbeitszeit ist Lebenszeit / Frankfurt, 1984

      „Derzeit besteht die Produktionseinheit, einschließlich Kindern, aus 632 Mitgliedern (...) hat sich einen gewissen Namen in der Recycling-Industrie gemacht. Sie besteht vor allem aus einer prozessgesteuerten Hausmüll-Verwertungsanlage, aus einer prozessgesteuerten Filmchemikalienprodukti­on (als deren Rohmaterial vor allem verschmutztes Mainwasser zur Verfügung steht), aus einer prozessgesteuerten Exkrementalaufbereitungsanlage und aus einer prozessgesteuerten Kosmetkik­fabrikation. (Böse Zungen behaupten, den Ausstoß der beiden letzteren könne man nicht immer genau voneinander unterscheiden). Weiter gehören zur Produktionseinheit ein abwärmebeheizter Glasgartenturm, 40 ha Ackerland, 30 ha Wiesen, der schon erwähnte Wald, eine Schreinerei, eine Töpferei, eine Schneiderei, eine Reparaturwerkstatt, ein Medienzentrum, eine Großküche, ein Haushaltszentrum, Kinder-, Bildungs- und Therapieräume. Föhrenwald verfügt über ein Sonnen­kollektorsystem mit dem unvermeidlichen Saharakollektorenzusatzgerät (...) und über eine Ver­suchsanstalt. Bröckelbeton aus Klärschlamm. Alles in allem ein ganz gutes Resultat nach erst zwanzigjährigem Bestehen.“ (S.196-197)

      „Um 14 Uhr ist im Verwaltungsraum I des Medienzentrums öffentliche Sitzung der Produktions­einheitsleitung. Es sind ungefähr 100 Personen anwesend, darunter auch einige Kinder. Gegen­stand der Sitzung sind unter anderem: Die Vorbereitung des Plans. Langfristige Tendenzen in der Recycling-Industrie. Verbesserung des Güterflusses in der Produktionseinheit und zwischen be­nachbarten Produktionseinheiten (oder wie sie sich auch nennen mögen).Berichte der Projekt­gruppen.

      Das Hauptinteresse richtet sich, wie zu erwarten, auf den Plan. Von den Produktionseinheiten, Kommunen, Kombinaten, Ashrams, Kibuzzims, Genossenschaften und Multiversitäten werden je­des Jahr zweierlei Pläne erstellt: a) ein Bedürfnisplan, der sowohl die Konsumbedürfnisse der Mit­glieder (Tendenzanalysen von Laden, Kantine, Bibliothek, Medienzentrum etc.) als auch die Inves­titionsbedürfnisse der Produktionseinheit umfasst; b) ein Fähigkeitsplan, der in zeitökonomischen Einheiten und Güter- und Dienstleistungsmaßen das Produktionsangebot ausdrückt. Ein Exemplar des Gesamtplans geht an den Planzentralcomputer (der sich, wie erwähnt, derzeit in Brüssel befin­det); ein spezifisches Exemplar an die regionalen Kontrollcomputer der Produktgruppen. Die rotie­renden Operateure und Ministerialausschüsse fassen die Pläne zusammen, stimmen sie ab, beseiti­gen Rechenfehler, addieren zentrale zeit- und güterökonomische Bedürfnisse (Güterreservefonds, Export/Außenhandel, überregionale Kommunikationsmittel) und machen, falls die Bedürfnisseite die Fähigkeitsseite übersteigt, Gegenvorschläge.Nimmt die betroffene Produktionseinheit diese nicht an, entscheidet ein Schiedsausschuss mit Hilfe von Optimierungsverfahren.“ (S.203)

      aus: Raul Zelik „Im Multiversum des Kapitals“ Hamburg, 2016

      „(...) Doch dabei tut sich eine Vielzahl von Problemen auf: Wie will eine Gesellschaft entscheiden, was gebraucht und zur Verfügung gestellt wird, wenn solche Entscheidungen (anders als im Real­sozialismus) nicht an eine kleine politische Elite delegiert werden sollen? Wollen wir wirklich alle ökonomischen Entscheidungen, die heute auf dem Markt durch Konkurrenz «ermittelt» werden, gemeinsam fällen (wie es das Modell einer Rätedemokratie nahelegt)? Oder geht es nur darum, Rahmenbedingungen festzusetzen (wie es die Ideen von Marktregulation und Marktsozialismus vorschlagen)? Und wie gehen demokratische Kollektive mit materiellen Grenzen um? Man kann ja nur den Reichtum verteilen, den man gemeinsam hergestellt hat. Was aber ist, wenn der Überfluss weniger wird – aus ökologischen Gründen oder weil freie Menschen weniger arbeiten? Das Gute am Kommunismus wäre, dass derartige Probleme überhaupt als politische erscheinen würden; die Krux allerdings wäre, dass sich damit die Zahl der zu fällenden Entscheidungen exponentiell ver­größern würde. Wer schon einmal eine Vollversammlung besucht hat, weiß, wie schön es ist, wenn einmal über weniger gesprochen wird “

      S.91 ff.)

      „(...) Gleichzeitig, und das ist das andere Grundproblem politischer Utopie, dürfen wir diese Fragen gar nicht abschließend beantworten. Ein emanzipatorischer Gegenentwurf ist schließlich kein Modell, das der Gesellschaft überzustülpen wäre. Kommunismus, so das Bonmot von Marx, ist die wirkliche Bewegung, die aus bestehenden Voraussetzungen hervorgeht; die Inhalte werden von denen gestaltet, die aufbegehren. Was bei dem häufig zitierten Satz allerdings fast immer unter den Tisch fällt, ist seine politische Implikation. Ja, es gibt eine Vielzahl von Bewegungen, Arbeits­formen und praktischen Ansätzen, die über den Kapitalismus hinausweisen und einen konkret-u­topischen Aspekt besitzen: Menschen widersetzen sich Tauschverhältnissen und organisieren sich solidarisch; in Common-Projekten wird jeden Tag die Effizienz dezentraler und gleichberechtigter Kooperation unter Beweis gestellt; viele Genossenschaften halten selbst unter Weltmarktbedin­gungen an erstaunlich hohen sozialen Standards fest. Der Witz ist nur: Aus diesen Einzelprojekten entwickelt sich noch kein Übergang. Der Kapitalismus liebt seine Nischen, weil sie Spannungen ab­federn und Entwicklungsimpulse liefern. Was wir eigentlich brauchen, ist also eine Strategie, mit deren Hilfe sich die einzelnen Praktiken zu einer wirkmächtigen Bewegung verbinden könnten.

      Die Frage, wie eine derartige Strategie aussehen müsste, lässt sich in Umrissen durchaus beant­worten: Es geht darum, Tauschverhältnisse und Inwertsetzung zurückzudrängen, durch Solidari­tät und radikaldemokratische Organisationsformen zu ersetzen und den verbindenden politischen Charakter dieser Einzelpraktiken sichtbar zu machen.“ (S.92ff.)

      aus: Mario Candeias: Was ist sozialistisch am grünen Sozialismus?
in: Zeitschrift Luxemburg 3/2012

      Rückgewinnung des Öffentlichen

      „Eine Transformation von Produktions- und Lebensweise ist notwendig, nicht durch Inwertset­zung und damit Privatisierung von natürlichen Ressourcen, sondern durch Erhalt des allgemeinen und öffentlichen Charakters der natürlichen Commons und anderer grundlegender Reproduktionsbedingungen (public goods) und den Ausbau kollektiver kostengünstiger, perspektivisch kos­tenloser öffentlicher Leistungen (z.B. Ausbau eines kostenlosen ÖPNV statt Stützung der Autokon­zerne). Ein grüner Sozialismus stellt das Öffentliche in den Mittelpunkt, rekommunalisiert zentrale Infrastrukturen und garantiert demokratische Entscheidungen über den Umbau von Produktions- und Konsumweise. Mit dem Ausbau des kollektiven Konsums durch Stärkung sozialer und anderer Infrastrukturen sowie allgemeiner sozialer Sicherungssysteme kann der auch in Teilen der gewerk­schaftlichen Linken verbreiteten Fixierung auf Lohnerhöhung und stofflichen Warenkonsum ent­gegen gearbeitet werden – ohne sich in Verzichtsdebatten zu verkämpfen. Mit einem solchen (nicht warenförmigen) Ausbau des Öffentlichen werden zugleich Märkte und Privatisierung zu­rückgedrängt.“

      Gerechte Übergänge

      „Ein gerechter Übergang – Just Transition – bedeutet kurzfristig: Bestimmte Bereiche müssen schrumpfen (bspw. Teile der mit hohem Stoffumsatz verbundenen industriellen Produktion), an­dere zunächst wachsen (bspw. die gesamte Care-Ökonomie), bei relativer Entkopplung vom stoff­lichen Wachstum. Ein solches qualitatives Wachstum ist übergangsweise nicht zuletzt aufgrund der Defizite in vielen Bereichen der Reproduktion notwendig – dies gilt vor allem für die Länder des globalen Südens. Hier ist ein simpler Gegensatz von Wachstums- versus Postwachstumsposi­tionen kontraproduktiv. (…) Nicht 'Entwicklung' an sich ist das Problem, nicht die 'moderne' Zivi­lisation,sondern ein spezifische Form kapitalistischer (oder auch staatssozialistischer) Entwicklung und bestimmter gesellschaftlicher Naturverhältnisse.“

    

    
      Ökosozialistisches Netzwerk – Selbstverständnis

      Entwurf: Bruno Kern

      In Deutschland und weltweit gibt es inzwischen etliche Organisationen und Initiativen, die sich selbst als ökosozialistisch verstehen. Bei allen unterschiedlichen Akzentsetzungen ist dabei eine hinreichend breite gemeinsame Basis festzustellen, was die Analyse der gegenwärtigen Situation, das Ziel einer solidarischen und nachhaltigen Gesellschaft sowie die Vorstellungen gesellschaftlicher Transformation betrifft. Als Gemeinsamkeiten können folgende Einsichten festgehalten werden:

      
        	
          ÖkosozialistInnen gehen davon aus, dass weltweit betrachtet die Erhaltung unserer natürlichen Lebensgrundlagen zur dringendsten sozialen Frage überhaupt geworden ist und als Vorzeichen alle anderen Felder politischen Handelns bestimmt.

        

        	
          ÖkosozialistInnen wissen, dass die Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit nicht in Konkurrenz zur ökologischen Zielen steht, sondern im Gegenteil: Soziale Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit bedingen einander.

        

        	
          ÖkosozialistInnen wissen, dass die entscheidenden Wachstumstreiber das kapitalistische Konkurrenzverhältnis und der Zwang zur Kapitalakkumulation auf immer höherer Stufenleiter sind, wie sie dem kapitalistischen System selbst eingeschrieben sind. Die Erhaltung unserer natürlichen Lebensgrundlagen erfordert deshalb letztlich die Überwindung des kapitalistischen Produktionsverhältnisses. Eine Postwachstumsgesellschaft ist nur jenseits des kapitalistischen Wachstumsimperativs denkbar. 

        

        	
          ÖkosozialistInnen streben eine sozialistische Ökonomie an, in der die wesentlichen Produktionsmittel, die Versorgung der Gesellschaft mit Geld, das Finanz- und Versicherungswesen nicht mehr der Logik der privaten Profiterwirtschaftung gehorchen, sondern vergesellschaftet sind. Was, wie und wie viel produziert wird, wird nicht mehr der Anarchie privater Profitinteressen überlassen, sondern politisch ausgehandelt. Die Anarchie kapitalistischer Einzelinteressen wird in bewusste gesamtgesellschaftliche Planung überführt. 

        

        	
          ÖkosozialistInnen haben aus der Geschichte gelernt, dass echte, partizipatorische Demokratie auf dem Boden der kapitalistischen Ökonomie nie und nimmer gedeihen kann, dass aber umgekehrt eine sozialistische Ökonomie ein Höchstmaß an Partizipation verwirklichen muss.

        

      

      [image: Bild3]Diese gemeinsamen Grundüberzeugungen bilden eine Basis für gemeinsames politisches Handeln. Darüber hinaus stellen wir unter uns aber auch unterschiedliche Akzentsetzungen und Auffassungen fest, die wir ehrlich festhalten und über die wir solidarisch miteinander streiten. Wir streben dabei keineswegs eine völlige Vereinheitlichung unserer Auffassungen an. Jeder Organisation und Gruppierung, die sich als ökosozialistisch versteht, bleibt es selbstverständlich vorbehalten, ihr je eigenes Profil zu bewahren. Das gemeinsame politische Agieren im Netzwerk wird die jeweiligen Unterschiede beachten müssen und ausloten, was auf der Grundlage unserer gemeinsamen Überzeugungen möglich ist. Ohne Anspruch auf Vollständigkeit seien hier wichtige unterschiedliche Auffassungen benannt.

      
        	
          Unterschiedliche Einschätzungen herrschen unter uns darüber, inwieweit nicht nur der Kapitalismus, sondern auch der Industrialismus zur Disposition steht. Unterschiedliche Auffassungen herrschen bezüglich des Potenzials technischer Möglichkeiten. Die Diskussion darüber wird intensiv zu führen sein. Für unser gemeinsames politisches Handeln aber ist entscheidend, dass wir im Gegensatz zu den VertreterInnen eines „grünen Kapitalismus“ den Akzent auf Suffizienz legen, das heißt darauf, welcher Verbrauch an Energie und Rohstoffen absolut reduziert werden können und müssen, welche Güter völlig oder zu einem großen Teil verzichtbar sind, welche Großinfrastrukturprojekte nicht mit Nachhaltigkeit vereinbar sind und welche Produktionszweige destruktiv sind und der Repression dienen. Ein Verzicht auf die Produktion von Rüstungsgütern ist für uns alle pure Selbstverständlichkeit. Ein Rückbau überflüssiger, destruktiver, verschwenderischer Strukturen und Produkte wird im Vordergrund unseres gemeinsamen Agierens stehen.

        

        	
          Unterschiede stellen wir in Bezug auf die theoretische Begründung des Sozialismus und auf die jeweiligen theoretischen Traditionen fest, auf die wir uns berufen. Umstritten ist unter uns zum Beispiel, inwieweit für uns die Marx’schen Theorieansätze hilfreich sind, wo und inwieweit diese einer Korrektur bedürfen, welche anderen sozialistischen bzw. kapitalismuskritischen Traditionen heute stärker einzubeziehen wären, etc.. Insbesondere die Rolle der Produktivkraftentwicklung bei Karl Marx ist unter uns nicht unumstritten. Entscheidend für unsere politische Zusammenarbeit ist jedoch, dass wir jede Form des Dogmatismus vermeiden und uns jenseits dieser Differenzen auf unser gemeinsames Ziel einer sozialistischen Gesellschaft besinnen, die allein Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit garantieren kann.

        

        	
          Unterschiedliche Auffassungen herrschen unter uns bezüglich der verschiedenen gesellschaftlichen Akteure und deren Veränderungspotenzial. Viele von uns sehen zum Beispiel nach wie vor in der organisierten Arbeitnehmerschaft den entscheidenden Hebel gesellschaftlicher Transformation, während andere deren Einbindung ins System bzw. deren industrialistische Fixiertheit als problematisch betrachten. Unterschiedliche Meinungen herrschen auch darüber, wie viel wir Bottom-up-Ansätzen zutrauen, das heißt der Verwirklichung von alternativen Strukturen von unten im kleineren Maßstab. Unterschiedliche Einschätzungen gibt es bezüglich verschiedener sozialer Bewegungen etc.. Ohne hier aus der Not eine Tugend zu machen, sind wir uns dessen bewusst, dass diese unterschiedliche Nähe zu jeweils anderen gesellschaftlichen Akteuren eine Stärke und Bereicherung sein kann. 

        

        	
          Unterschiedliche Auffassungen haben wir auch darüber, wie sich der Transformationsprozess hin zum Sozialismus konkret vollziehen kann, bzw. wie eine sozialistische Gesellschaft konkret auszugestalten ist. Hier ist für uns die Einsicht entscheidend, dass der historische Prozess niemals völlig theoretisch antizipiert werden und vorweg auf dem Reißbrett geplant werden kann. Viele offene und unter uns strittige Fragen werden ihre Antwort im Rahmen der konkreten politischen Praxis finden. Wir werden in unserem gemeinsamen Agieren darauf achten, keine falschen Gegensätze zwischen konkreten tagespolitischen Anforderungen und dem Ziel einer sozialistischen Gesellschaft zu konstruieren. Die konkrete Gestalt einer künftigen sozialistischen Gesellschaft kann von der Natur der Sache her nicht theoretisch vorweggenommen werden, wenn man den historischen Prozesses der Veränderung selbst ernst nimmt und aus der Geschichte um die Gefahr eines jeden Geschichtsdeterminismus weiß. 

        

        	
          Wir unterscheiden klar zwischen der Begründung unserer politischen Ziele und unserer Praxis einerseits und der Letztmotivation ethischen und politischen Handelns andererseits. Jede politische Praxis hat nicht nur eine theoretische Begründung, die intersubjektiv vermittelbar sein muss, sondern weist auch die Dimension der Existenz der je eigenen Motivation auf. Das heißt konkret: Wir werden Weltanschauungskämpfe unter uns vermeiden, die jeweilige ethische, weltanschauliche, religiöse oder areligiöse Letztmotivation so lange respektieren, so lange sie unserer gemeinsamen humanistischen Basis nicht widerspricht, und keine sektiererische Ausschlusspolitik betreiben. AtheistInnen, AgnostikerInnen und religiöse Menschensind bei uns gleichermaßen willkommen, sofern sie die Grundwerte von Humanität und Solidarität teilen.

        

      

    

    
      Gedicht

      Gorleben irgendwann3

      Rainer Gellermann

      Was niemand wollte, jetzt ist es geschehen.
Ein leeres Haus, im Spind versteckt der Tod
und auf den Straßen spielen Opferlämmer. 
Kein Hirte mehr, der in der Nähe wohnt. 

      Wo niemand wohnt, da wohnen die Gespenster,
weil´s niemand glaubt, wächst ihnen kalte Macht.
Sie greifen durch das Kreuz in unsrem Fenster:
das rote Blut erbleicht in ihren Händen sacht. 

      Was niemand sagt, das ist nicht ungesehen.
Was niemand hört, das tönt in meinem Kopf.
Gedanken schlängeln sich und du fängst an zu drehen
mit dünnen Fingern einen blonden Zopf. 

      Der blonde Zopf aus frisch gekauften Haaren,
darunter nichts als nackte Kopfhaut wohnt, 
verdeckt ein Meer aus tausend falschen Fragen, 
was deiner alten Freunde gute Laune schont. 

      Was niemand sah, es macht mir Angst und Bange.
Was niemand sagte, bringt mich aus der Ruh.
Die Vögel sitzen lautlos auf der Stange 
und deine Augen fragen laut: wozu?

      Wozu muss ich jetzt fort ins Dunkel gehen?
Warum steht dort noch immer diese Wand?
Wir wollten doch, es wäre nie geschehen, 
doch dieses Erbe kam und blieb in unserm Land. 

    

    
      Nachrichten

      Fehlerhafte Dokumentation für französische Lagerbehälter: Gorleben ist betroffen

      PM der Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. 

      Ende April 2016 gab der französische Nuklearkonzern Areva Unregelmäßigkeiten bei der Fertigungskontrolle von Reaktorbauteilen und Transportbehältern bekannt. Die Bauteile stammen aus der Tochterfirma, der Schmiede Creusot Forge. Von der Atomaufsicht in Hannover möchte die Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. (BI) wissen, welche Auswirkungen das für die Behälter französischer Bauart hat, die im Zwischenlager Gorleben lagern.

      Es handelt sich um etwa 400 Bauteile, die seit 1965 in der Schmiede hergestellt und während der vergangenen 50 Jahre in Kernkraftwerken weltweit verbaut wurden. Deutsche Atomkraftwerke sind nach Kenntnissen des Bundesumweltministeriums nicht von Unregelmäßigkeiten bei der Fertigungsdokumentation in der französischen Schmiede Le Creusot Forge der Firma AREVA betroffen. Dies geht aus einer Antwort der Bundesregierung (18/9151) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hervor.

      Ganz anders sieht es bei den sogenannten TN-85 Behältern im Zwischenlager Gorleben aus, in denen hochradioaktive verglaste Abfälle aus der französischen Wiederaufbereitungsanlage Cap de La Hague ins dortige Zwischenlager transportiert wurden. Dort könnten die Bodenplatten oder Behälterkörper von neun Behältern betroffen sein.

      Für die BI ist dies der Anlass, die Atomaufsicht in Hannover um Aufklärung zu ersuchen. Die Frage sei, ob es lediglich Dokumentationsdefizite seien oder welche Folgen etwaige Konstruktionsmängel hätten:

      “Die Behälter müssen in jedem Fall bewegt werden, sei es, dass sie im Lager selbst umgestellt werden oder, wie zu erwarten, dass sie eines Tages zur Bereitstellung für die Endlagerung abtransportiert werden. Welche Gefahren können drohen? Kann ausgeschlossen werden, dass die castorähnlichen Behälter dafür nicht mehr zugelassen werden?”
BI-Sprecher Wolfgang Ehmke: “Wir sind jetzt im Alltag des Atommülldesasters angelangt. Schadhafte Fässer, Dokumentationslücken, schale Aussichten, was die Zukunft Gorlebens angeht.”

      Wolfgang Ehmke, Pressesprecher, 8. August 2016

    

    
      Ein Zusammenschluss von Bayer und Monsanto würde gegen das Kartellrecht verstoßen und den größten Agrochemie-Konzern der Welt schaffen

      Pressemitteilung der Verbraucherschutzorganisation SumOfUs vom 4. August 2016

      Die Konkurrenz Group, eine der führenden Anwaltskanzleien im Bereich Firmenübernahmen und -fusionen, äußert massive Vorbehalte hinsichtlich der Rechtmäßigkeit eines Bayer-Monsanto-Deals. Die angestrebte Übernahme verstößt gegen Kartellrecht — sowohl in der EU, als auch in den USA. Darüber hinaus würde sie in einem bereits stark konzentrierten Markt die Produktalternativen für Landwirte und Verbraucherinnen noch weiter reduzieren. 

      Kartellexperten warnen vor der geplanten Bayer-Monsanto-Fusion

      In den letzten zwanzig Jahren hat die Saatgut- und Pestizidindustrie den größten Konzentrationsprozess im gesamten Agrarsektor durchlaufen. Allein Monsanto hat fast 40 Unternehmen gekauft. Das Ergebnis: Die Preise für Getreidesaatgut haben sich für die Bauern mehr als verdoppelt. 

      Bauern hätten weniger Optionen, nicht genetisch manipuliertes Saatgut zu beziehen, und Konsumenten müssten höhere Lebensmittelpreise zahlen. Die Fusion verletzt zudem eine Reihe von Kartellgesetzen, darunter den Clayton Act.

      Eine Fusion von Bayer und Monsanto ist nicht unvermeidbar. Unsere Regierungen müssen die Interessen der Bürger vertreten ‒ nicht die der Konzerne. Die Unternehmen werden immer versuchen, sich zusammenzuschließen, wenn sie dadurch Wettbewerb vermeiden und ihre Gewinne steigern können. Aber die Hauptfunktion von Kartellgesetzen ist es, zu verhindern, dass Konzerne immer größer und mächtiger werden. 

      Wir haben wieder und wieder gesehen, was passiert, wenn man die mächtigen Konzerne einfach gewähren lässt. In der Finanzindustrie hat die Fusionswelle Banken hervorgebracht, die “too big to fail” sind. Bei der Saatgut- und Herbizidindustrie hat die Fusionswelle sechs große Unternehmen hervorgebracht, die den Markt dominieren: Sie bestimmen, welches Saatgut angeboten wird, welche Unkrautvernichtungsmittel verwendet werden und welche Lebensmittel wir essen. Die Bauern werden bei weniger Auswahl durch höhere Preise ausgequetscht, während die “Großen Sechs” ihre Vormachtstellung festigen.

    

    
      Zwei Jahre nach Flusskontamierung durch Kupfermine: Bleibende Schäden für Menschen und Natur

      Von Gerold Schmidt

      Am 6. August 2014 ergossen sich im nördlichen Bundesstaat Sonora 40 Millionen Liter Sulfatsäure und mehrere hundert Tonnen Schwermetalle aus einem Rückhaltebecken der Kupfermine des mexikanischen Bergbau-Unternehmens Buenavista del Cobre direkt in den Sonora-Fluss. Dutzende Kilometer verseuchter Flussläufe, Hautverätzungen bei Menschen, die mit dem Wasser in Berührung kamen und zahlreiche geschlossene Trinkwasserbrunnen waren die unmittelbare Folge. Der Mutterkonzern Grupo México im Besitz des mexikanischen Milliardärs Germán Larrea versprach umfassende Wiedergutmachung – gegenüber den Menschen und der Natur.

      Nur eine Trinkwasseraufbereitungsanlage in Betrieb

      Knapp zwei Jahre nach der Umweltkatastrophe sieht die Realität anders aus. Grupo México kommt seinen Verpflichtungen gegenüber den Flussanwohner*innen nicht nach. Die Umwelt in der Nähe des Río Sonora und des Río Bacanuchi ist immer noch stark geschädigt. Die seit September 2015 amtierende PRI-Gouverneurin Claudia Pavlovich forderte vor wenigen Wochen ein Eingreifen der Bundesregierung, um den Bergbaukonzern zu mehr Leistungen zu bewegen. Nach der Katastrophe startete Grupo México eine groß angelangte Werbekampagne in den landesweiten Kinoketten über die Sanierungsarbeiten im Uferbereich und die Trinkwasserversorgung. Doch die Versprechen einer medizinischen Überwachung und Versorgung der betroffenen Anwohner*innen sowie die Installation von 28 Trinkwasseraufbereitungsanlagen erfüllte das Unternehmen nie wirklich.

      Immer noch kämpfen viele Anrainer*innen mit Augen-, Haut- und Magenkrankheiten, als deren Ursprung die Vergiftung vor zwei Jahren angesehen wird. Eine provisorische Klinik, die 360 Menschen behandelte, wurde am 30. Juni ohne weitere Erklärung von Grupo México geschlossen. Der vorgesehene Klinikneubau ist kaum zu einem Drittel vorangekommen, eine Fertigstellung steht in den Sternen. Von den 28 Trinkwasseraufbereitungsanlagen ist nur eine in Betrieb. Der Rest funktioniert nicht, weil wegen fehlender Zahlung der Stromrechnungen die Stromzufuhr gesperrt ist. Weder der Bergbaukonzern noch die staatlichen Behörden sehen sich offenbar in der Verantwortung.

      Umweltministerium nimmt Studie der UNAM wieder aus dem Netz 

      Eine jüngst fertiggestellte umfassende Studie des Ökologie-Institutes der Autonomen Nationaluniversität Mexikos (UNAM) belegt eine bleibende Schädigung der Ökosysteme im Umfeld des Rio Sonora sowie mehrerer Nebenflüsse und hohe Schadstoffkonzentrationen im Flusswasser. Die Untersuchungsergebnisse wurden am 23. Juni auf das Webportal des Treuhandfonds für den Río Sonora eingestellt. Doch nach drei Wochen löschte das nach Angaben der Tageszeitung La Jornada für die Seite zuständige Personal des mexikanischen Umweltministeriums die Informationen. Der Hilferuf der Gouverneurin an ihre Parteifreunde in Mexiko-Stadt scheint keinen durchschlagenden Erfolg gehabt zu haben.

      Quelle: Nachrichtenpool Lateinamerika; https://www.npla.de/poonal/zwei-jahre-nach-flusskontamierung-durch-kupfermine-bleibende-schaeden-fuer-menschen-und-natur/

    

    
      2017 will eine UN-Mehrheit ein Atomwaffen-Verbot verhandeln

      21.08.2016 - Pressenza Berlin

      Die offene Arbeitsgruppe (Open-Ended Working Group, OEWG) der UN zu nuklearer Abrüstung endete gestern abend, am 19. August, mit einem unerwarteten Votum. Dabei hat die Mehrheit der Staaten der südlichen Erdhalbkugel eine Minderheit, der vor allem entwickelte Staaten aus dem Norden angehörten, in einer Kampfabstimmung überstimmt. Sie setzten eine förmliche Aufforderung der OEWG an die UN-Generalversammlung durch, für 2017 Verhandlungen über ein Verbot von Atomwaffen einzuberufen. Bereits Anfang der Woche zeichnete sich ab, dass eine Mehrheit der Staaten die Aufnahme solcher Verhandlungen befürwortet. Doch mit diesem Aufbegehren der atomwaffenfreien Staaten hatte niemand gerechnet.

      Deutschland stimmte gegen die Aufnahme von Verhandlungen für ein Atomwaffenverbot. Sascha Hach von ICAN Deutschland drückte nach der Abstimmung die große Enttäuschung der deutschen Zivilgesellschaft über diese ablehnende Haltung aus. 93 Prozent der deutschen Bevölkerung befürworten nach einer Forsa-Umfrage vom April 2016 ein Atomwaffenverbot. Hach kritisiert die Kluft zwischen Regierungshandeln und öffentlicher Meinung: “Die Bundesregierung ignoriert in ihrer Abrüstungspolitik die Mehrheitsmeinung der eigenen Bevölkerung ebenso wie die der internationalen Gemeinschaft.” Das Genfer Votum habe gezeigt, dass der globale Süden die Dominanz einer militärisch überlegenen Minderheit nicht länger tatenlos hinnimmt. “Dieser Beschluss ist eine Rebellion gegen den Status quo und die Nutznießer einer diskriminierenden Weltordnung”, so Hach weiter.

      Die Empfehlung an die UN-Vollversammlung, Verhandlungen zu beginnen, sollte in einem einstimmig beschlossenen Abschlussbericht stehen. Eine Handvoll von Staaten hat jedoch versucht, diese Empfehlung abzuschwächen oder ganz auszutilgen. Nach mehreren langen Sitzungen hinter verschlossenen Türen und einigen Verschiebungen des Schlussplenums legte der Vorsitz aus Thailand schließlich einen Kompromissentwurf vor. Obwohl viele Staaten dieses Papier als schwach und unbefriedigend empfanden, waren fast alle Staaten dazu bereit, dem Kompromiss zuzustimmen. Vermutlich hätte auch die Bundesrepublik dem aufgeweichten Konsensentwurf zugestimmt, sie war jedoch Teil der Gruppe von Staaten, die eine blockierende Rolle im gesamten Ablauf der OEWG spielte. Dann kam die große Überraschung: Australien kündigte im Namen von vierzehn alliierten Staaten die Ablehnung des Papiers an und forderte eine Abstimmung.

      Nach einer kurzen Pause, in der die Drähte zu den Regierungszentralen heiß liefen, wurde die Sitzung fortgesetzt. Es folgte ein Antrag, die Empfehlung für ein Atomwaffenverbot im Sinne der Mehrheit wieder zu schärfen. Die bis dahin angestaute Energie wurde in ebenso schnellen wie klaren Abstimmungen nach Mehrheitsprinzip freigesetzt. Die Staaten aus dem globalen Süden hoben ihre Namensschilder für ein Atomwaffenverbot. Die Gegner waren zum größten Teil aus dem Norden und alle enge Partner der Atommächte. Das Ergebnis war überdeutlich: 68 dafür, 22 dagegen und 13 Enthaltungen.

      Bei der nächsten Abstimmung in New York im Rahmen der UN-Vollversammlung im Oktober ist zu erwarten, dass die Zahl der zustimmenden Staaten noch deutlich größer wird.

      Campact hat eine Kampagne gestartet, mit der vom Außenminister gefordert wird, dass Deutschland im Oktober mit JA stimmt. 
Kampagne unterzeichnen: https://weact.campact.de/petitions/stimmen-sie-fur-das-atomwaffen-verbot-herr-steinmeier 

    

    
      US-Gericht spricht Ölkonzern Chevron von Zahlung für Umweltverschmutzung frei

      Philipp Zimmermann; 13.08.2016; amerika21

      New York. Ein US-Berufungsgericht hat unlängst ein Urteil zugunsten des Ölkonzerns Chevron im Streit mit dem Staat Ecuador gefällt. Damit muss das Unternehmen vorerst nicht für die massive Verschmutzung in Ecuadors Regenwald aufkommen.

      Der Rechtsstreit zwischen Ecuador und Chevron zieht sich schon über Jahre hin. 2013 hatte das Oberste Gericht des südamerikanischen Landes den Ölmulti zu einer Zahlung von 9,5 Milliarden US-Dollar verurteilt. Hintergrund ist die Verschmutzung von 450.000 Hektar Fläche im ecuadorianischen Amazonasgebiet, die das Ölförderunternehmen Texaco zwischen 1976 und 1992 zu verantworten hatte. Texaco wurde im Jahr 2001 von Chevron übernommen.

      Die Schäden im Regenwald sind auch über zwei Jahrzehnte nach dem Rückzug des Unternehmens aus Ecuador beträchtlich. 60 Milliarden Liter giftiges Wasser wurden in Flüsse abgeleitet, Hunderte mit Rohöl verseuchte offene Abfallgruben zurückgelassen. Aufgrund einer Sammelklage von Betroffenen entschied das Oberste Gericht Ecuadors, Chevron müsse für die Beseitigung der Schäden aufkommen und Schadenersatz zahlen. Es erklärte damit eine Vereinbarung von 1998 zwischen Ecuadors damaliger Regierung und Chevron für ungültig, mit der das Unternehmen von jeglicher Verantwortung freigesprochen wurde.

      Das jetzige Urteil des Berufungsgerichts in Manhattan bedeutet, dass das ecuadorianische Urteil in den USA nicht vollzogen werden kann. Damit schützen die Richter Chevron vor einem allfälligen Zugriff auf seine Vermögenswerte. Da der Konzern nicht mehr in Ecuador operiert, haben die Anwälte der Geschädigten bereits mehrfach versucht, in anderen Ländern die Konfiszierung von Chevron-Vermögenswerten zu erreichen.

      Ecuadors Präsident Rafael Correa geht derweil hart mit dem US-Konzern ins Gericht. Chevron sei "eine korrupte Firma" und habe in Ecuador Verbrechen begangen, sagte er vor einigen Tagen gegenüber dem lateinamerikanischen Fernsehsender Telesur. Correa ist ein vehementer Fürsprecher der internationalen Kampagne "Die schmutzigen Hände von Chevron", die das Unternehmen für Umweltschäden zur Rechenschaft ziehen will.

      (siehe auch: „Sind Erdölopfer Mitglieder einer kriminellen Vereinigung?“ auf http://www.heise.de/tp/artikel/40/40315/1.html ) - Assoziation zu CETA und TTIP sind nicht „rein zufällig“

    

    
      Rezensionen

      Bringt mich von hier fort

      Dota Kehr und Band mit neuer CD

      Rezension von Marko Ferst

      [image: Bild5]In ihrem neuen Musik-Album „Keine Gefahr“ will die Liedermacherin Dota Kehr nur noch Erdenbürgerin sein, allein das solle noch in ihrem Pass stehen. Ihr Lied „Grenzen“ hinterfragt, warum Menschen diesseits und jenseits von Sperrzäunen so unterschiedlicher Wert beigemessen wird, sie entrechtet werden, nur weil sie nicht in Europa geboren wurden. Dem seien Grenzen zu ziehen, sie thematisiert die Tragödien im Mittelmeer und will eben selbst staatsunangehörig sein.

      Dota und ihre Band, bestehend aus Jan Rohrbach, Janis Görlich und Jonas Hauer, bestechen durch stilistische Vielfalt, hohe musikalische Experimentierkunst. Neben einem Mix aus Jazz, Folk, Bossa Nova, Pop kommt diesmal auch elektronischer Sound zum Einsatz. Ein Musiktitel wie „Vergiftet“ fällt wie „Warten auf Wind“ auf der Vorgänger-CD „Wo soll ich suchen“ durch rasantes Tempo auf und dürfte nebenbei auch radiotauglich sein. Schon 2014 wurde Kehr für ihre deutschsprachigen Liedtexte mit dem Fred-Jay-Preis ausgezeichnet. Die Leichtigkeit, Poesie und der Wortwitz ihrer Texte wurde gewürdigt.

      Die neue CD wartet mit verspielten wie subversiven Texten auf, die verschiedenste Assoziationen zulassen. Sequenzen aus Tagträumereien und Alltagsbeobachtungen wechseln sich ab mit gesellschaftskritischen Zugängen. Humorvolle Ironie kommt beim Titel „Rennrad“ zum Tragen, zum Glück muss die Katze nicht verkauft werden für den neuen Liebhaber.

      Dota Kehrs Wortkunst leiht wie schon auf früheren Alben auch ökologischen Ambitionen ihre Stimme. „Da ist ein Schwirren in der Luft.“ Sie muss von dannen vor Elektrosmog und klagt „alles ist vergiftet hier“. Da wird verklappt, verkippt der Dreck oder Sorbit, Nitrat, Nitrit und Glutamat finden sich in der täglichen Kost. „Falsche Farben, schau sie lügen!“ In skurriler Montage zeichnet sie ein beklemmendes Bild unseres morbiden Industrialismus. 

      Lebensphilosophie wie Konsumkritik finden sich zum Beispiel im Lied „Nah“, wo es heißt: „ Bring keine Schätze, mach keinen Gewinn/ bring kein Zeug mit, das du sparst!/ Nein, bring kein Geld! Bloß komm aus der Welt/ zurück, genauso wie du warst.“  

      Ein Titel wie „Die Diebe“ verblüfft und wirft die Frage auf, wie der Text wohl gemeint sein kann… Gewiss, Sicherheit kann auch Ballast sein, die Angst vor Einbrüchen verunsichern und sie ist real, nur - der Freiheit des Diebseins das Wort reden? Aber vielleicht ist es auch ganz anders gemeint und der Rezensent nur zu schwerfällig es zu verstehen.

      Am Schluss der CD versteckt sich unangekündigt nach vielen Minuten Stille noch ein dreizehntes Lied über ein Monster, dass sein riesenhaftes Ohr an der anderen Seite der Wohnungstür angelegt hat. Vielleicht ist es derzeit ganz friedlich und eingehegt, auch wenn es sich nicht satthören kann. Aber was ist, wenn es wütend werden würde? Vielleicht verhält es sich anders, wenn es selbst abgehört wird? 

      Nimmt man die früheren CD-Veröffentlichungen von Dota Kehr dazu, so wird man weitere Lieder mit ökologisch-gesellschaftskritischem Zuschnitt finden. „Kein Morgen“ und „Immer die Anderen“ auf der Live-CD „Das große Leuchten“ thematisieren die ökologische Abbruchkante unserer Zivilisation und fragen danach, wer eigentlich Schuld trägt an verstopften Autobahnen und dass wir Dinge kaufen, die wir nicht brauchen. In einem weiteren Lied philosophiert sie über den Fluch des Schlaraffenlandes und wie wir uns die Rosinen herauspicken. Auf der CD „Bis auf den Grund“ wird thematisiert, dass wir es nur noch mit erschlossenem Land zu tun haben und uns darüber wundern, dass sich Fluten holen, wo alles verbaut ist.

      Dota Kehr: Keine Gefahr, Kleingeldprinzessin Records (Broken Silence) , 2016
erschienen am 2.5.2016 im Neuen Deutschland, Beitrag erweitert 

    

    
      Die ganze Wahrheit über Alles. Wie wir unsere Zukunft doch noch retten können.

      Rezension von Götz Brandt

      [image: Bild6]Zwei bekannte Autoren haben dieses Buch geschrieben: Sven Böttcher und Mathias Bröckers. Sie sind durch Bestseller auf dem Buchmarkt aufgefallen: „11.9. – zehn Jahre danach“; „Wir sind die Guten. Ansichten eines Putinverstehers oder wie uns die Medien manipulieren“.

      In diesem Buch werden 74 Probleme behandelt, die wir zukünftig lösen müssen, wenn wir überleben wollen. Aufgebaut ist jeder Abschnitt nach dem gleichen Schema: Was gemeint war. Was wir daraus gemacht haben. Was ihr daraus machen werdet. Schonungslos werden Manipulationen durch die Medien und die Regierung, Lügen und Halbwahrheiten analysiert und aufgedeckt, durchschaubar gemacht und Lösungen, die machbar sind, vorgeschlagen. Sowohl die angeführten Fakten als auch die sichtbar gemachten Zusammenhänge sind gut recherchiert und überzeugen. 

      Der Inhalt des Buches und die Schlussfolgerungen sind aus antikapitalistischer Sicht geschrieben, wenngleich die Schlussfolgerungen immer den Einzelnen ansprechen und nicht Parteien oder Nichtregierungsorganisationen. Die Ausführungen unter dem Begriff „Demokratie“ machen klar, warum von dieser Seite keine Lösungen zu erwarten sind. Die Autoren hoffen auf eine Volksbewegung.

      Ein umfangreiches Literaturverzeichnis ist beigefügt. Dieses Buch muss jeder, der etwas verändern will, gelesen haben. Es ist ein Kompendium der Gegenwarts- und Zukunftsprobleme.

      Sven Böttcher; Mathias Bröckers: „Die ganze Wahrheit über Alles. Wie wir unsere Zukunft doch noch retten können“ ISBN 978-3-86489-122-9 Westend Verlag GmbH, Frankfurt/Main, 2016, 18 €

    

    
      Ökoroutine

      Damit wir tun, was wir für richtig halten

      Rezension von Wolfgang Borchardt

      Michael Kopatz unterbreitet mit seinem Buch Vorschläge, wie der Widerspruch zwischen allgemeinem Wissen über ökologische Notwendigkeit und fehlendem ökologischen Handeln gelöst werden kann. Unter „Ökoroutine“ versteht er „mehr Staat“ und gleichzeitig „mehr bürgerschaftliches Engagement“. Der Staat soll die Rahmenbedingungen schaffen und planmäßig so verändern, dass ökologisches Handeln nicht mehr bewusst erfolgen muss, sondern einfach Routine wird. Bürger*innen und Wähler*innen sollen vor Ort zeigen, „dass ein verantwortungsvolles Leben möglich ist“. Kopatz betont, dass der Übergang zu einer nachhaltigen Entwicklung einen „tiefgreifenden gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Wandel“ darstellt. Dabei nimmt das von ihm vorgeschlagene Konzept „den soziokulturellen Wandel in den Blick, nicht die Technik“. Doch „soll keine Revolution vorgeschlagen werden, sondern die Rückkehr zum Ordnungsrahmen der 1970er Jahre.“ 

      [image: Bild7]Bei seiner Analyse, „warum nicht geschieht, was geschehen muss“ beginnt er mit dem „reservierten Staat“ und den Theorien Adam Smith', Hayeks und Friedmanns und Keynes', wobei sich „Ökoroutine“ an vielen Stellen auf Keynes beruft. Für „Ökoroutine“ ist der „Kapitalismus an sich (...) nicht gut oder böse“. Er „kann tödlich sein“. „Doch hat uns der freie Wettbewerb zweifellos wachsenden Wohlstand beschert“ ‒ und permanenten Hunger in der „Dritten Welt“. Letzteres sagt er allerdings nicht. Diese politisch indifferente Haltung verlangt in der Folge einige logische Pirouetten. Hier dazu einige Zitate: „Kapitalismus ist ein System, dessen Intention die Geldvermehrung ist“. „Geld und dessen unendliche Vermehrung zwingt unser Wirtschaftssystem zum Wachstum“. “Unsere Wachstumslogik stellt das Nachhaltigkeitspostulat grundsätzlich infrage.“ „Es liegt in der inneren Logik des Shareholder-Wesens, dass Ressourcenverbrauch, Umweltverschmutzung und unfaire Arbeitsbedingungen hingenommen werden.“ „Ökoroutine plädiert weder für noch gegen Wachstum, sondern gibt konkrete und handfeste Handlungsvorschläge. Sie zielen auf klare Reduktionspfade ...“ 
Im Kapitel „Warum wir nicht tun, was wir für richtig halten“ wird die „Neigung zur Expansion“ beschrieben als „fundamentale Tendenz“, die ihre „Ursache zum einen im Gewinnstreben des Kapitals“ hat. Weitere Ursachen sind für ihn neben „Gier“ „Werbung und Kommerzialisierung“. 

      Doch wer von diesen Widersprüchen abstrahiert, findet in dem Buch eine Fülle von Anregungen für Schritte und Maßnahmen, Gesellschaft und Wirtschaft auf einen ökologischen Pfad zu bringen. Kopatz betont, dass diese (im Prinzip) leicht umsetzbar sind. Wir müssten es nur wollen. Sein Ansatz besteht in der langsamen, aber stetigen Verschiebung der Rahmenbedingungen („shifting baselines“) für das individuelle und unternehmerische Handeln. Die Idee dahinter: Durch Standards, Grenzwerte, Limits gewöhnen sich alle an die veränderten Rahmenbedingungen und handeln aus Gewohnheit ökologisch. Daher ist es nicht nötig, sich in jedem Fall bewusst für oder gegen etwas zu entscheiden.

      Diesen Gedanken verfolgt er bei der Untersuchung der wichtigsten Bereiche unseres Lebens: Essen, Wohnen, Strom(-verbrauch), Kaufen, Unterwegs und Arbeiten. Dabei scheut er sich keinesfalls, unbequeme Wahrheiten auszusprechen, beispielsweise dass der Fleischkonsum drastisch reduziert werden muss. Er verspricht zwar Lösungen, die das „Problem an der Wurzel packen“, doch da er die“systemische Ursache (…) in den Subventionen und im Bundesrecht“ ‒ und nicht im kapitalistischen Wirtschaftssystem ‒ sieht, meint er, „Politiker, die sich diese Forderung (= Unterbinden von Antibiotikaeinsatz als Wachstumsverstärker) auf die Fahne schreiben, würden in der Öffentlichkeit viel Zuspruch erfahren.“ 

      [image: Bild8]Für ihn ist „die Agrarwende so einfach auf den Weg zu bringen, dass man sich verwundert die Augen reibt. Notwendig ist lediglich die weitere Begrenzung des Eintrags von Pestiziden und Düngemitteln.“ „Renditen sind freilich nicht zu erwarten.“ „Im Fokus der Ökoroutine stehen allerdings nicht Renditen, sondern Menschen.“ Daher kommt er zum Ergebnis, dass „sich auch die Transformation der Landwirtschaft wohl nicht mit, sondern nur gegen die Großkonzerne realisieren lassen [wird].“

      Beim Wohnen setzt er auf den „Wenigereffekt“ und Suffizienz, Senkung des Energieverbrauchs und gleichzeitige Senkung der Mietpreise. Dabei schlägt er Fahrpläne für Verbrauchsstandards, finanzielle Anreize und Infokampagnen und als „wichtigste wohnungspolitische Gestaltungsmaßnahme (…) Beteiligung an Wohnungsunternehmen“ sowie ein Flächenmoratorium vor. Dadurch wird „schlimmstenfalls (…) Wohneigentum so teuer, dass nur Wohlhabende die freiwerdende Immobilie erwerben können.“ Das „wäre zu untersuchen. Doch einige Vorüberlegungen lassen sich auch ohne weitergehende Analyse anstellen.“ Seine Vorüberlegungen geben darauf jedoch keine Antwort.

      Bei Strom feiert er die deutsche „Initialfunktion [der Energiewende], die von hier ausgeht“ und die Stilllegungsprämie für die alten Braunkohlekraftwerke als „immerhin (…) kleinen Kohleausstieg, leider auf Kosten der Stromkunden“. Durchaus berechtigt sind dagegen das Lob der Ökodesignrichtlinie und die Darstellung der Einspar- und Effizienzpotentiale. Letztere spielen auch im Kapitel „Kaufen“ eine Rolle: Insbesondere durch erhöhte Lebensdauer der Produkte und Beendigung der Wegwerfmenatlität lassen sich Ressourcenverbrauch und Abfälle vermeiden. Dazu will er auch die Werbung massiv begrenzen. Auch bei Mobilität gibt es eine ganze Reihe von Vorschlägen, die – wenn sie realisiert werden – das gesamte Verkehrswesen verändern: Bürgerticket zur Finanzierung des Nahverkehrs, nur noch Straßenerhaltung statt Neubau, Limitierung der Starts und Landungen auf Flughäfen, Hafenausbau in Hamburg stoppen usw. 

      Da mehr Arbeiten auch höheren Verdienst und damit Ressourcenverbrauch bedeutet, schlägt Kopatz vor, die Arbeitszeit ohne Lohnausgleich zu verkürzen. Seine „Perspektive für eine neue, realistische Form der Vollbeschäftigung“ ist die „Kurze Vollzeit für alle“ mit 30 Arbeitsstunden pro Woche bzw. ca. 1300 Jahresarbeitsstunden. Das soll jedoch keine starre Norm sein, sondern „eine Art Durchschnittswert, der je nach persönlichen Wünschen, biografischer Situation und wirtschaftlichen Verhältnissen flexibel gewählt werden kann“. Damit sollen Geringverdiener und Alleinerziehende nicht (weiter) benachteiligt werden. Wichtig ist ihm die „Ganze Arbeit“, die auch unbezahlte Formen wie Sorge-, Eigen- und freiwillige Arbeit umfasst. Ökoroutine will eine „individuell und gesellschaftlich gute Mischung der Arbeitsformen“ fördern. Konkrete Vorschläge beziehen sich jedoch nur auf einen Teil dieser Mischung: das Ehrenamt.

      [image: Bild9]Mit innovativer „Wirtschaftsförderung 4.0“ (WF 4.0), die er als einen Bestandteil der vom WGBU4 geforderten „Großen Transformation“ ansieht,kommt er zu einem schwergewichtigen Thema. Darin geht er auf die Handlungsfelder Produktion, Hilfe und Kooperation, Teilen, Komplementärer Leistungstausch und resiliente5 Unternehmen ein. Zunächst konzentriert er sich auf kommunale Wirtschaftsförderung für regionale Produktion und Kooperation, Selbsthilfe- und Reparatur- Netzwerke, Eigenarbeitszentren, Tauschringe, Wohngemeinschaften usw.. Geld sollte stärker als Regionalgeld entwickelt, Unternehmen rekommunalisiert werden. Auch Stiftungen und Genossenschaften sind für Kopatz „interessante Rechtsformen für kooperatives Wirtschaften“. Spannend ist die Frage nach den Zuständigkeiten, Aufgaben und Akteuren. „Den Anstoß könnte ein Bundesförderprogramm geben: So wie das Bundesumweltministerium kommunale Klimaschutzprojekte fördert, könnte das Bundeswirtschaftsministerium die Planung und Umsetzung der WF 4.0 unterstützen.“ - Gegenwärtig ist das Gegenteil der Fall: Das BMWi forciert CETA und TTIP. „Die Federführung könnte bei der kommunalen Wirtschaftsförderung liegen, die ihr Tätigkeitsfeld ausweitet.“ - das zielt auf die regionale Ebene und Mikroökonomie. Aber hier droht „die Gefahr, dass der Kapitalismus die Mikroökonomie vereinnahmt und ihr Potential zur Gemeinwohlförderung verwässert“. Doch den „Vorbehalten an der Graswurzel“ kann er nur entgegnen, dass „die WF 4.0 (…) die Vorbehalte an der Basis ernst nehmen“ wird. Seine Vision: „Der Trend zum Teilen, Tauschen und Kooperieren könnte einen gesellschaftlichen Wandel zu mehr Gemeinsinn in Bewegung setzen, eine Transformation vom »Ich« zum »Wir«.“ Daran werden sich ehemalige DDR-Bürger*innen entsprechenden Alters noch erinnern. Hier und an ähnlichen Stellen wäre interessant zu erfahren, weshalb das nicht so geklappt hat und welche Hinderungsgründe aktuell bestehen. Wie, mit welchen finanziellen Mitteln soll bzw. kann z.B. die kommunale Wirtschaftsförderung angesichts klammer Kassen hantieren?

      Für Kopatz ist „Ökoroutine“ ein politisches Konzept. Ökologische Standards, „ökofair“ gestaltet, „sind eine Form der Konsumsteuerung“, die „Konsum und Produktion sanft in Richtung Nachhaltigkeit“ lenken. Dazu muss unter anderem der Lobbyismus eingedämmt werden und „Nebeneinkünfte für einzelne Abgeordnete“, „Honorare [könnten zukünftig] in einen parlamentarischen Fonds fließen und gemeinnützigen Anliegen zugute kommen.“ … 

      Es ist hier nicht möglich, alle Vorschläge auch nur zu nennen, geschweige denn (kritisch) zu würdigen. „Ökoroutine“ ist für alle lesenswert, auch für diejenigen, die Kopatz' Vorstellungen nicht teilen. Diejenigen, die unsere gegenwärtige Gesellschaft ökologisch(er) gestalten wollen, finden dafür massenhaft Anregungen. Andererseits erleben Linke, die hoffen, dass der Kapitalismus an den ökologischen Problemen zugrunde gehen wird, durch das Buch möglicherweise eine (heilsame!) Ent-Täuschung. Doch viele der Vorschläge werden zumindest in naher Zukunft an den bestehenden Machtverhältnissen scheitern. Gerade diese Vorschläge aufzugreifen und weiterzuentwickeln, ist ein lohnender Ansatz für alle, die die kapitalistische Wirtschaftsweise nicht nur „grüner“ machen, sondern überwinden wollen.

      Michael Kopatz: „Ökoroutine – Damit wir tun, was wir für richtig halten“; oekom-Verlag 2016; 416 Seiten; ISBN 978-3-86581-806-5; 24.95 €

    

    
      Was uns bewegt - was wir bewegen können 
Die Vernichtung der menschlichen Lebensgrundlagen 

      Rezension von Wolfgang Wippler 

      Dieses Buch ist übersichtlich gegliedert und macht es dem Leser leicht, den Darlegungen zu folgen und sie auch nachzuvollziehen. Gut ist schon in der Einleitung der Hinweis auf die „nichtlinearen offenen Systeme", die dem Klimawandel immanent sind und deren Wirkungsweise der Autor uns mit einem Diagramm erläutert. 

      Gleich am Anfang wird auf die gestiegene Zahl der Erdbewohner eingegangen und auf die Bedeutung dieses Faktors für die bisherige und auch künftige Entwicklung hingewiesen und von ihm eine Begrenzung des Bevölkerungswachstums gefordert. 

      [image: Bild10]Hier bleibt der Autor leider hinter den Erkenntnissen anderer Autoren zurück, die konkret ein starke Reduzierung der Anzahl der Menschen auf diesem Planeten fordern, einige von ihnen sogar mit der Aussage, dass ohne eine solche Reduzierung die Lösung unserer Umweltprobleme überhaupt nicht möglich wäre. 

      Deutliche Erwähnung findet die in den letzten Jahrzehnten erfolgte Radikalisierung von Menschengruppen und die im Rahmen der kapitalistischen Globalisierung aufgekommenen sozialen Verwerfungen zwischen den Bevölkerungsschichten, die vom Autor als bedeutendes Gefahrenpotenzial gesehen werden. Genannt wurden auch die bisherigen ökologischen Fehlentscheidungen bzw. Unterlassungen der Politik und durch Beispiele untermauert. 

      Der Autor vergisst nicht, die umweltrelevanten Begriffsdefinitionen aufzulisten und gut zu erläutern. Geschickt wird auf die nicht-anthropogenen Ursachen für Umweltveränderungen eingegangen und die Unterschiede zu den von uns Menschen gemachten dargestellt. Dieses Wissen kann helfen, die von den sog. „Klimawandel-Leugnern" gebrauchten Behauptungen leichter als irreführend zu durchschauen. 

      Ausgespart wird auch nicht der Blick auf die Endlichkeit aller Ressourcen. Am Beispiel der kohlenstoffhaltigen Rohstoffe wird ausführlich und mittels Tabellen auf den Begriff der „Reichweite von Rohstoffen" und dessen Bedeutung hingewiesen. Die vom Autor angesprochenen Themenfelder reichen von 

      
        	
          Abholzung der Regenwälder 

        

        	
          Absurditäten im Welthandel über 

        

        	
          Überdüngung und ihre Folgen, 

        

        	
          Umwelt belastende Katastrophen bis zu 

        

        	
          Sozioökonomischen Umweltbelastungen und 

        

        	
          Vermüllung des Planeten 

        

      

      Dann werden im Buch die verschiedenen Risikofaktoren angeführt und deren Folgen für die Menschen sehr anschaulich geschildert. Hierauf folgend werden die notwendigen Gegenmaßnahmen mindestens zur Abschwächung, besser noch Verhütung der Folgen für die Menschen benannt. 

      Einige dieser Maßnahmen sind diskussionswürdig, z.B. Reduzierung des Kraftstoffverbrauches statt drastischer Minderung des Autoverkehrs, sowie die Forderung zur Erhöhung der Stromerzeugung durch Kernenergie. Am Schluss weist der Autor dringlich auf die katastrophalen Folgen der Umweltveränderungen hin, wenn die Menschheit nicht jetzt und mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln und Möglichkeiten dagegen ankämpft und dass andernfalls sogar der Fortbestand unserer Zivilisation auf dem Spiel steht. Das Buch ist gut und flüssig lesbar, nicht zuletzt wegen der gewählten Schriftgröße und dem Zeilenabstand. 

      Die Lektüre dieses Werkes ist empfehlenswert. Wenn es ein Schulfach Umweltschutz/Ökologie geben würde, kann ich es mir wegen seiner kompakten, grundlegenden Übersicht über das Thema und die verständliche Darstellung der vielfältigen Zusammenhänge und der konkreten Folgen unseres Handelns auf diesem Gebiet als Schullehrbuch sehr gut vorstellen. 

      Detlef Amende: Was uns bewegt ‒ Was wir bewegen können 
Die Vernichtung der menschlichen Lebensgrundlagen 
ISBN: 978-3-86937-803-9 6 12.90 

    

    
      Terminankündigung

      Seminar: „Tar Sands“ (Teersand)

      Die dreckigste Form der Ölgewinnung

      Eine Fläche so groß wie die Schweiz wird derzeit von nahezu allen Ölkonzernen in der kanadischen Provinz Alberta "umgegraben", um an die ölhaltigen Tar Sands heranzukommen. Es handelt sich dabei nicht nur um sensible ökologisch wertvolle boreale Wälder und Feuchtgebiete, sondern überwiegend auch um das Land indigener Menschen. Von Anfang an, schon vor Jahrzehnten, als die ersten Versuche der Ölförderung aus den Tar Sands in industriellem Maßstab begannen, wurden die indigenen Communities ohne Kompensation enteignet und ihre "traditional lands", die viele kulturelle und historische Stätten beherbergen, verwüstet.

      [image: Bild11]Mit dieser Veranstaltung vom 31. Oktober bis 6. November 2016 im Projekthaus (in Döbeln) wollen wir für die Kampagne gegen die Tar Sands-Industrie tiefergehende Informationen recherchieren und aufbereiten sowie Aktivitäten planen. Die Hintergründe, mit denen wir uns auseinandersetzen werden, umfassen ökologische und soziale Auswirkungen der Tar Sands, die Technologie, Klimaeffekte und Neokolonialismus. Dazu werden wir gemeinsam in Broschüren und Studien, Interviews und Internetseiten recherchieren, Informationen aufbereiten und Öffentlichkeitsarbeit zu diesem Thema vorbereiten. Bei den Hintergrundrecherchen werden wir selbst viel über die Zusammenhänge und katastrophalen Auswirkungen der Ausbeutung dieser nichtkonventionellen Ölquelle lernen und gleichzeitig aktiv dagegen werden.

      Bitte meldet euch bis spätestens 21. Oktober 2016 an! Da es am 31. Oktober schon morgens losgeht, könnt ihr gern schon am 30. anreisen. Nach dem Seminar ist es möglich, noch bis zum 7. November zu übernachten, da das Programm erst am Vorabend endet. Ein Großteil der Hintergrundmaterialien liegt in englischer Sprache vor, daher wird ein Teil der Recherchen in dieser Sprache erfolgen. Falls möglich, bringt bitte eigene Laptops mit, da wir viel am Computer arbeiten werden.

      Kontakt:

      tar-sands@jugend-umweltbuero.info
http://projekthaus-doebeln.org
Telefon: +49 3431 5894177

    

    Neuerscheinungen im Herbst 2016
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      Rheinland-Pfalz

      Marion Morassi, Walporzheimer Str. 5, 53474 Ahrweiler, marion-morassi@t-online.de 

      Wolfgang Huste, whuste@aol.com (LAG ÖPF RP)
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      Frank Roßband, frank.rossband@web.de

      Schleswig-Holstein 

      Bernd Friedrich, friedrich_bernd@t-online.de, Augrund 7, 24321 Lütjenburg
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    1 http://pvspeicher.htw-berlin.de/sektorkopplungsstudie/

    2 siehe Rezension des Buches von Prof. Hans Joachim Schellnhuber in Tarantel Nr. 72, S. 25

    3 Den Anwohnern des Zwischenlagers Gorleben gewidmet, die auch in 100 Jahren noch auf eine Wand sehen werden, die sie nie haben wollten, die aber existiert.

    4 Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale Umweltprobleme

    5 Resilienz: Elastizität, Stabilität gegenüber äußeren Einflüssen

  OEBPS/images/image006.png





OEBPS/images/image011.jpg
Okologische Plattform

bei der Partei
DIE LINKE
Beitrage
zur
Umweltpolitik

Gotz Brandt
Wolfgang Borchardt

Politische Begriffe
und ihre Anwendung
in der Umweltpolitik





OEBPS/images/image007.png
LRGN

We.Lan Repair If!





OEBPS/images/image008.jpg





OEBPS/images/image009.jpg
¥ o
ansmrr ‘





OEBPS/images/image010.jpg
Okologische Plattform
bei der Partei
DIE LINKE

Beitrége

zur

Umweltpol

otz Brandt

Entfremdung von der Natur





OEBPS/images/image002.jpg





OEBPS/images/image003.png
NAOTA e

b &J § U GEFAHR

&
{'/}Z/

La

A





OEBPS/images/image004.jpg
Sven Bittcher / Mathias Brickers

Wie wir

unsere Zukunft
doch noch retten
kinnen






OEBPS/images/image005.jpg
Mockom st





OEBPS/images/image001.jpg
AR NI, 74

September

Tarantel 11/2016
Zeitschrift der Okologiscggindzlf tpt;:cr)tr: D’E l,NKEo

Wer heute nicht handelt,
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Thema:

Wie schaffen wir die okologische Wende?





